
Einladung 
zur virtuellen 

Hauptversammlung 
der Sixt SE

24. Juni 2020



DER SIXT-KONZERN IN ZAHLEN 

    

in Mio. Euro 2019 2018 Veränd. 2019 
zu 2018 in % 

Umsatz 3.306 2.930 12,9 

Davon Inland 1.717 1.621 5,9 

Davon Ausland 1.590 1.308 21,5 

Davon operativ1 2.945 2.599 13,3 

Davon Vermietungserlöse 2.248 1.940 15,9 

Davon Leasingerlöse 223 235 -5,1 

        

Ergebnis vor Finanzergebnis und Steuern (EBIT) 380 373 1,8 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (EBT) 337 535 -36,9 

Konzernüberschuss 247 439 -43,8 

Ergebnis je Aktie unverwässert       

Stammaktie (in Euro) 4,97 9,07 -45,1 

Vorzugsaktie (in Euro) 5,02 9,09 -44,7 

        

Bilanzsumme 6.249 5.193 20,3 

Leasingvermögen 1.120 1.204 -7,0 

Vermietfahrzeuge 3.033 2.605 16,4 

Eigenkapital 1.592 1.442 10,4 

Eigenkapitalquote (in %) 25,5 27,8 -2,3 Punkte 

Langfristige Finanzverbindlichkeiten 2.653 2.291 15,8 

Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 785 449 74,8 

        

Dividende je Aktie       

Stammaktie (in Euro) -2  2,15 -100,0 

Vorzugsaktie (in Euro) 0,052  2,17 -97,7 

Gesamtausschüttung netto 0,82  101,3 -99,2 

        

Anzahl Beschäftigte3 8.748 7.540 16,0 

        

Anzahl Stationen weltweit (31.12.)4 2.111 2.174 -2,9 

Davon Inland 531 518 2,5 
    

1 Umsätze aus Vermiet- und Leasinggeschäften, ohne Umsätze aus dem Verkauf gebrauchter Fahrzeuge 
2 Vorschlag der Verwaltung 
3 Im Jahresdurchschnitt 
4 Inklusive Franchise Länder 
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PULLACH 

 
 
 

Inhaber-Stammaktien 
WKN 723 132 

ISIN DE0007231326 
 
 

Inhaber-Vorzugsaktien 
WKN 723 133 

ISIN DE0007231334 
 
 

Namens-Stammaktien 
ISIN DE000A1K0656 

 
 
 

Einladung zur  

ordentlichen Hauptversammlung 

der Sixt SE, Pullach 

Amtsgericht München, HRB 206738 

 

 

Wir laden unsere Aktionäre zu der am 

24. Juni 2020, 10:00 Uhr, 

 
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein, die auf Grundlage von Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur 
Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 
27. März 2020 (COVID-19-Gesetz) mit Zustimmung des Aufsichtsrats als  
 

virtuelle Hauptversammlung  
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 

 
durchgeführt wird. Die gesamte Hauptversammlung wird für Aktionäre und ihre Bevollmächtigten live in Ton 
und Bild im Internet übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten er-
folgt ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation (Briefwahl) oder durch Vollmachtserteilung 
an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Weitere Bestimmungen und Erläuterungen 
zur Teilnahme der Aktionäre an der virtuellen Hauptversammlung und der Ausübung des Stimmrechts sind 
im Anschluss an die Tagesordnung abgedruckt.  
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TAGESORDNUNG 
 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses der 

Sixt SE, des Berichts über die Lage des Konzerns und der Sixt SE einschließlich der Erläute-
rungen zu den Angaben gemäß §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB sowie des Berichts des Auf-
sichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2019 
 
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss gebil-
ligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Feststellung des Jahresabschlusses bzw. eine 
Billigung des Konzernabschlusses durch die Hauptversammlung ist in diesem Fall durch das Gesetz 
nicht vorgesehen. Vielmehr sind die vorgenannten Unterlagen der Hauptversammlung nach der ge-
setzlichen Regelung (§ 176 Abs. 1 Satz 1 AktG) lediglich zugänglich zu machen. Dementsprechend 
erfolgt zu Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung der Hauptversammlung. 

 
 
2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2019 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 
 

Der im festgestellten Jahresabschluss ausgewiesene Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2019 in 
Höhe von EUR 254.082.908,58 wird wie folgt verwendet: 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anspruch der Aktionäre auf die Dividende ist am Montag, den 29. Juni 2020, zur Zahlung fäl-
lig (§ 58 Abs. 4 Satz 2 AktG). 

 
*    *    * 

 
Von der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar gehaltene eigene Aktien sind gemäß § 71b AktG 
nicht dividendenberechtigt. Der vorstehende Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt, dass die 
Gesellschaft im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im Bundes-
anzeiger keine eigenen Aktien hält. Sollte sich die Zahl der von der Gesellschaft gehaltenen eigenen 
Stamm- und Vorzugsaktien bis zum Zeitpunkt der Hauptversammlung verändern, wird in der Haupt-
versammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag zur Abstimmung gestellt, der bei 
unveränderter Höhe der Dividende je dividendenberechtigter Stamm- bzw. Vorzugsaktie entspre-
chend angepasste Beträge für die auf die dividendenberechtigten Vorzugsaktien entfallende Aus-
schüttungssumme und für den Vortrag auf neue Rechnung vorsieht. 

 
 

Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,00 
je dividendenberechtigter Stammaktie 
 

 
EUR  0,00 

Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,05 
je dividendenberechtigter Vorzugsaktie 
 

 
EUR  828.812,30 

Vortrag auf neue Rechnung 
 

EUR  253.254.096,28 

 EUR 254.082.908,58 
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3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands der Sixt SE für das Ge-
schäftsjahr 2019 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2019 amtierenden Mitgliedern des 
Vorstands der Sixt SE für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 2019 jeweils Entlastung zu erteilen. 

 
 
4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats der Sixt SE für das 

Geschäftsjahr 2019 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2019 amtierenden Mitgliedern des 
Aufsichtsrats der Sixt SE für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 2019 jeweils Entlastung zu erteilen. 

 
 
5. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2020 sowie des Prüfers für eine prüferische 

Durchsicht unterjähriger Finanzberichte/Finanzinformationen im Geschäftsjahr 2020 und im 
Geschäftsjahr 2021 im Zeitraum bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung 

 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München,  
 
− zum Abschlussprüfer für die Gesellschaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 2020 sowie 

zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzberichte/ 
Finanzinformationen der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2020; und  

 
− zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzberichte/ 

Finanzinformationen der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2021 im Zeitraum bis zur nächsten 
ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2021  

 
zu wählen. 

*    *    * 
 
Der Aufsichtsrat hat keinen Prüfungsausschuss gebildet. Anstelle des Prüfungsausschusses hat der 
Aufsichtsrat entsprechend Artikel 16 Abs. 2 Unterabs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 erklärt, dass sein Wahlvorschlag für die 
Wahl des Abschlussprüfers frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine Be-
schränkung im Hinblick auf die Auswahl eines bestimmten Abschlussprüfers auferlegt wurde. 

 
 
6. Wahlen zum Aufsichtsrat 
 

Der Aufsichtsrat der Sixt SE besteht gemäß Art. 40 Abs. 2 und Abs. 3, 47 Abs. 4 SE-VO, § 17 Abs. 1 
SEAG, § 101 Abs. 2 AktG, § 21 SEBG in Verbindung mit § 10 Abs. 1 der Satzung der Sixt SE und 
§ 10.4 der Vereinbarung vom 18. April 2013 mit dem besonderen Verhandlungsgremium über die Be-
teiligung der Arbeitnehmer bei der Sixt SE aus drei Mitgliedern. Hiervon werden zwei Mitglieder von 
der Hauptversammlung gewählt und ein Mitglied gemäß § 10 Abs. 1 der Satzung der Sixt SE in den 
Aufsichtsrat entsandt. Die Hauptversammlung ist bei der Wahl an Wahlvorschläge nicht gebunden.  
 

Die Amtszeit der beiden von der Hauptversammlung gewählten Mitglieder des Aufsichtsrats, der Her-
ren Ralf Teckentrup und Dr. Daniel Terberger, läuft mit Beendigung der ordentlichen Hauptversamm-
lung vom 24. Juni 2020 ab, so dass zwei Mitglieder des Aufsichtsrats neu zu wählen sind. 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, mit Wirkung ab Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung vom 
24. Juni 2020 die folgenden Personen erneut zu Mitgliedern des Aufsichtsrats zu wählen: 
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(a) Herrn Ralf Teckentrup, Vorsitzender der Geschäftsführung Condor Flugdienst GmbH, Kelster-

bach, wohnhaft in Kronberg; und 
 
(b) Herrn Dr. Daniel Terberger, Vorsitzender des Vorstands der KATAG AG, Bielefeld, wohnhaft 

in Bielefeld. 
 

Die Wahl erfolgt gemäß § 10 Abs. 2 der Satzung der Sixt SE jeweils für die Zeit bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach 
Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, dabei nicht 
mitgerechnet wird, längstens jedoch für sechs Jahre. 
 
Es ist vorgesehen, die vorstehenden Wahlen im Wege der Einzelwahl durchzuführen. 
 

*    *    * 
 

Angaben zu den Mitgliedschaften der zur Wahl vorgeschlagenen Personen in anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschafts-
unternehmen: 
 
Herr Ralf Teckentrup:  
 
− Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten: 

 
keine.  
 

− Mitgliedschaften in vergleichbaren Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen:  
 
Mitglied im Beirat der Deutsche Flugsicherung DFS GmbH, Langen (Hessen). 

 
Herr Dr. Daniel Terberger:  
 
− Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten: 

 
Vorsitzender des Aufsichtsrats der Textilhäuser F. Klingenthal GmbH, Paderborn;  
 

− Mitgliedschaften in vergleichbaren Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen:  
 
Mitglied des Aufsichtsrats der Gebr. Weiss Holding AG, Lauterach/Österreich; 
Mitglied des Aufsichtsrats der Fussl Modestraße Mayr GmbH, Ort im Innkreis/Österreich; 
Mitglied im Beirat der ECE Projektmanagement G.m.b.H. & Co. KG, Hamburg;  
Mitglied im Beirat der Eterna Mode Holding GmbH, Passau; 
Mitglied im Beirat der Loden-Frey Verkaufshaus GmbH & Co. KG, München; 
Mitglied im Beirat der William Prym Holding GmbH, Stolberg. 

 
Angaben zu persönlichen und geschäftlichen Beziehungen der zur Wahl vorgeschlagenen Personen 
zum Unternehmen, seinen Organen und wesentlich beteiligten Gesellschaftern, die nach Einschät-
zung des Aufsichtsrats für die Wahlentscheidung maßgeblich sind: 
 
− Herr Ralf Teckentrup gehört bereits derzeit dem Aufsichtsrat der Sixt SE als von der Hauptver-

sammlung gewähltes Mitglied an; seine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat besteht seit dem Jahr 
2007. 
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− Herr Dr. Daniel Terberger gehört bereits derzeit dem Aufsichtsrat der Sixt SE als von der Haupt-
versammlung gewähltes Mitglied an; seine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat besteht seit dem Jahr 
2012. Herr Dr. Daniel Terberger ist ferner Vorsitzender des Vorstands und wesentlich beteiligter 
Aktionär der KATAG AG, Bielefeld, die als Lieferant von Sixt-Firmenuniformen in Geschäftsbe-
ziehung mit verschiedenen Gesellschaften sowie Franchise-Partnern des Sixt-Konzerns steht. 
Aus Sicht des Aufsichtsrats ergeben sich hieraus für die Tätigkeit von Herrn Dr. Daniel Terberger 
als Mitglied des Aufsichtsrats der Sixt SE jedoch keine maßgeblichen Interessenkonflikte.  

 
Lebensläufe und Übersichten über die wesentlichen Tätigkeiten der zur Wahl vorgeschlagenen Per-
sonen neben ihrem Aufsichtsratsmandat bei der Gesellschaft sind weiter unten im Anschluss an die 
Tagesordnung abgedruckt. 
 
Der Aufsichtsrat berücksichtigt durch die zur Wahl vorgeschlagenen Personen die vom Aufsichtsrat 
beschlossenen Ziele für die Zusammensetzung des Aufsichtsrats und trägt gleichzeitig dem ange-
strebten Kompetenzprofil des Aufsichtsrats Rechnung. Eine Erläuterung der vom Aufsichtsrat be-
schlossenen Ziele für die Zusammensetzung sowie des Kompetenzprofils des Aufsichtsrats sowie 
Angaben zur Erfüllung durch die zur Wahl vorgeschlagenen Personen ist auf Seite 17 des Ge-
schäftsberichts 2019 der Gesellschaft abgedruckt, zugänglich über die Internetseite der Gesellschaft 
unter http://ir.sixt.com in der Rubrik „Hauptversammlung“.  

 
7. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigungen gemäß § 71 

Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien und die Erteilung einer neuen Ermächtigung 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien mit der 
Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 

 
Die Hauptversammlung vom 2. Juni 2016 hat die Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum 
Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, auch mit Bezugsrechtsausschluss, und zum Erwerb ei-
gener Aktien unter Einsatz von Derivaten ermächtigt. Diese Ermächtigungen, die am 1. Juni 2021 
auslaufen würden, sollen durch neue Ermächtigungen ersetzt werden.  

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

 
a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 23. Juni 2025 (ein-

schließlich) eigene auf den Inhaber lautende Stamm- und/oder auf den Inhaber lautende Vor-
zugsaktien der Gesellschaft in einem Umfang von bis zu 10 % des Grundkapitals zu erwerben; 
maßgeblich ist der Betrag des Grundkapitals im Zeitpunkt der Erteilung bzw. – sofern geringer – 
im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbe-
nen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft 
befinden oder ihr nach § 71d AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 
jeweils bestehenden Grundkapitals entfallen. 

 
b) Der Erwerb kann nach Wahl der Gesellschaft über die Börse, mittels eines an alle Inhaber-

Stammaktionäre und/oder Inhaber-Vorzugsaktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
und/oder mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten erfolgen. 
Hierfür gelten die folgenden Bestimmungen: 

 
(i) Beim Erwerb über die Börse darf der von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (oh-

ne Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs nicht um mehr als 10 % überschreiten und nicht 
um mehr als 10 % unterschreiten. Als maßgeblicher Börsenkurs gilt dabei der am jeweili-
gen Handelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelte Börsenkurs der betreffenden Akti-
engattung der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem). 
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(ii) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot, darf der gebotene Kaufpreis je Aktie 
(ohne Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs nicht um mehr als 10 % überschreiten und 
nicht um mehr als 10 % unterschreiten. Als maßgeblicher Börsenkurs gilt dabei das arith-
metische Mittel der Schlusskurse (bzw. – wenn ein Schlusskurs am betreffenden Tag nicht 
festgestellt wird – des letzten Kurses) für die betreffende Aktiengattung der Gesellschaft 
im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten drei 
Handelstagen der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der Veröffentlichung des 
Kaufangebots. Ergeben sich nach der Veröffentlichung des Kaufangebots erhebliche Ab-
weichungen des maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot angepasst werden. In die-
sem Fall wird auf den Durchschnittskurs der drei letzten Handelstage vor der öffentlichen 
Ankündigung einer etwaigen Anpassung abgestellt. Das Kaufangebot kann weitere Be-
dingungen vorsehen. Das Volumen eines öffentlichen Kaufangebots kann begrenzt wer-
den. Sofern das öffentliche Kaufangebot überzeichnet ist, kann das Andienungsrecht der 
Aktionäre insoweit ausgeschlossen werden, als die Annahme im Verhältnis der jeweils 
angedienten Aktien derselben Gattung erfolgt; darüber hinaus kann eine bevorrechtigte 
Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angedienter Aktien je Aktio-
när sowie – zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien – eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. 

 
(iii) Erfolgt der Erwerb über eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten, 

darf der Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs nicht um mehr als 
10 % überschreiten und nicht um mehr als 10 % unterschreiten. Als maßgeblicher Bör-
senkurs gilt dabei das arithmetische Mittel der Schlusskurse (bzw. – wenn ein Schlusskurs 
am betreffenden Tag nicht festgestellt wird – des letzten Kurses) für die betreffende Akti-
engattung der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem) an den letzten drei Handelstagen der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der 
Annahme der Verkaufsofferten. Das Volumen der mittels der öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsofferten zu erwerbenden Aktien kann begrenzt werden. Sofern die 
öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten überzeichnet ist, kann das An-
dienungsrecht der Aktionäre insoweit ausgeschlossen werden, als die Annahme im Ver-
hältnis der zu dem festgelegten Erwerbspreis (bzw. einem darunter liegenden Erwerbs-
preis) jeweils angebotenen Aktien derselben Gattung erfolgt; darüber hinaus kann eine 
bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angedienter 
Aktien je Aktionär sowie – zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien – eine 
Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden.  

 
c) Die Ermächtigung kann zu jedem gesetzlich zulässigen Zweck, insbesondere in Verfolgung ei-

nes oder mehrerer der nachstehend genannten Zwecke ausgeübt werden. Der Erwerb zum 
Zweck des Handels in eigenen Aktien ist ausgeschlossen. Erfolgt mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats eine Verwendung eigener Aktien zu einem oder mehreren der in nachstehend d) ge-
nannten Zwecke, ist das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen, soweit von der Verwal-
tung bei der Entscheidung über eine solche Verwendung nichts anderes bestimmt wird. 

 
d) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

 
(i) eigene Aktien gegen Barzahlung in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot 

an alle Aktionäre zu veräußern, sofern der Verkaufspreis je Aktie den Börsenpreis der be-
treffenden Aktiengattung jeweils nicht wesentlich unterschreitet (§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in 
Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Hierbei darf der anteilige Betrag am Grundka-
pital der Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung veräußert werden, insgesamt 10 % des 
Grundkapitals weder im Zeitpunkt der Erteilung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser 
Ermächtigung übersteigen. Auf diese Volumenbegrenzung in Höhe von 10 % des Grund-
kapitals sind auch sonstige Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die ab Wirksamwerden 
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dieser Ermächtigung in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss ausgegeben oder veräußert werden. Ferner 
sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Opti-
onsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder 
Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben werden bzw. 
noch ausgegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderweitiger Ermächtigung in ent-
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegeben wurden;  

 
(ii) eigene Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch ein an alle Aktionäre gerich-

tetes Angebot zu veräußern oder in sonstiger Weise zu übertragen, soweit dies gegen 
Sachleistung erfolgt, insbesondere beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen oder bei Unternehmenszusammenschlüssen sowie 
beim Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich von Rechten und 
Forderungen; 

 
(iii) eigene Aktien zur Bedienung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. -pflichten 

aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Wandelgenussrechten zu 
verwenden, die von der Gesellschaft oder von ihr abhängigen oder in ihrem Mehrheitsbe-
sitz stehenden Unternehmen ausgegeben werden; 

 
(iv) eigene Aktien zu verwenden, soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
und/oder Wandelgenussrechten, die von der Gesellschaft oder durch von ihr abhängige 
oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen ausgegeben werden, bzw. den hie-
raus im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten ein Bezugs-
recht auf Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wand-
lungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten zu-
stünde; sowie  

 
(v) eigene Aktien an Personen, die in einem Arbeits- oder Anstellungsverhältnis zur Gesell-

schaft oder einem von ihr abhängigen oder in Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmen 
stehen, sowie Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft und/oder Mitgliedern von Ge-
schäftsführungen von abhängigen oder in Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmen oder 
Dritten, die diesen Personen das wirtschaftliche Eigentum und/oder die wirtschaftlichen 
Früchte aus den Aktien überlassen, als aktienbasierte Vergütung zum Erwerb anzubieten, 
zu übertragen und/oder eine solche Übertragung zuzusagen. Die Einzelheiten der aktien-
basierten Vergütung werden vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festgelegt. 
Soweit eigene Aktien auf der Grundlage dieser Ermächtigung an Mitglieder des Vorstands 
der Gesellschaft ausgegeben werden, gilt diese Ermächtigung allein für den Aufsichtsrat.  

 
Insgesamt dürfen die auf Grundlage der vorstehend unter lit. d) enthaltenen Ermächtigungen 
unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußerten bzw. verwendeten eigenen Aktien 20 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind neue und beste-
hende Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
oder veräußert werden. Ferner sind neue Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedie-
nung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. der Erfüllung von Wandlungs- oder Options-
pflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ausge-
geben werden bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen bzw. 
Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
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ausgegeben werden. Von der Anrechnung ausgenommen ist ein so genannter gekreuzter Be-
zugsrechtsausschluss bei der Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital, bei welchem 
das Bezugsrecht der Inhaber von Aktien einer Gattung auf Aktien der jeweils anderen Gattung 
ausgeschlossen wird, soweit sowohl Stammaktien als auch Vorzugsaktien ausgegeben werden 
und das Bezugsverhältnis für beide Gattungen gleich festgesetzt wird. 

 
e) Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ohne weiteren 

Hauptversammlungsbeschluss ganz oder teilweise einzuziehen. Die Einziehung erfolgt im We-
ge der Einziehung im vereinfachten Verfahren durch Kapitalherabsetzung oder derart, dass das 
Grundkapital unverändert bleibt und sich gemäß § 8 Abs. 3 AktG der rechnerische Anteil der 
übrigen Aktien am Grundkapital erhöht.  

 
f) Die Ermächtigung kann vollständig oder in Teilen, ein- oder mehrmalig, durch die Gesellschaft 

oder durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen ausgeübt 
werden; ferner kann die Ermächtigung auch durch für die Gesellschaft oder für Rechnung der 
abhängigen oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen handelnde Dritte 
ausgeübt werden. 

 
g) Die vorstehenden Regelungen zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs-

rechts sowie zur Einziehung eigener Aktien gelten auch für solche eigenen Aktien, die aufgrund 
vorangegangener Ermächtigungen der Hauptversammlung zum Erwerb eigener Aktien gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben wurden. 

 
h) Mit Wirksamwerden dieser Ermächtigung werden die durch Beschluss der Hauptversammlung 

vom 2. Juni 2016 zu Tagesordnungspunkt 7 und 8 erteilten Ermächtigungen gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien bzw. zum Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Deri-
vaten, soweit von ihnen bis dahin kein Gebrauch gemacht wurde, aufgehoben. Die in den ge-
nannten Beschlüssen der Hauptversammlung enthaltenen Ermächtigungen zur Verwendung 
eigener Aktien, die auf ihrer Grundlage oder auf Grundlage einer vorangegangenen Ermächti-
gung der Hauptversammlung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erwor-
ben wurden, bleiben unberührt.  

 
 
8. Beschlussfassung über eine Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im Rahmen des 

Erwerbs eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs- bzw. Andienungsrechts der Aktio-
näre 

 
In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließenden neuen Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll die Gesellschaft ferner erneut ermächtigt werden, 
eigene Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 
 
a) In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließenden Ermächtigung zum Erwerb 

eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG darf der Erwerb von auf den Inhaber lautenden 
Stamm- und/oder Vorzugsaktien der Gesellschaft gemäß der unter Tagesordnungspunkt 7 zu 
beschließenden Ermächtigung außer auf den dort beschriebenen Wegen nach näherer Maßga-
be der folgenden Bestimmungen auch unter Einsatz von Derivaten durchgeführt werden. 

 
b) Die Gesellschaft wird zu diesem Zweck ermächtigt, 
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− Optionen zu veräußern, die die Gesellschaft zum Erwerb von auf den Inhaber lautenden 
Stamm- und/oder Vorzugsaktien der Gesellschaft bei Ausübung der Option verpflichten 
(„Put-Optionen“); 
 

− Optionen zu erwerben, die der Gesellschaft das Recht vermitteln, auf den Inhaber lautende 
Stamm- und/oder Vorzugsaktien der Gesellschaft bei Ausübung der Option zu erwerben 
(„Call-Optionen“); 
 

− Terminkaufverträge über auf den Inhaber lautende Stamm- und/oder Vorzugsaktien der 
Gesellschaft abzuschließen, bei denen zwischen dem Abschluss des jeweiligen Kaufver-
trags und der Lieferung der erworbenen Aktien mehr als zwei Börsentage liegen („Termin-
käufe“) 
 

sowie eigene Aktien auch unter Einsatz von Put-Optionen, Call-Optionen, Terminkäufen (jeweils 
ein „Derivat“) und/oder einer Kombination dieser Derivate zu erwerben. Der Einsatz von Deriva-
ten zum Erwerb eigener Aktien ist nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft zuläs-
sig. 

 
c) Aktienerwerbe unter Einsatz von Derivaten sind insgesamt auf Aktien im Umfang von höchs-

tens 5 % des im Zeitpunkt der Erteilung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft beschränkt. 

 
d) Die Laufzeit der jeweiligen Derivate darf höchstens 18 Monate betragen. Ferner muss die Lauf-

zeit der Derivate so gewählt werden, dass der Erwerb von Aktien der Gesellschaft unter Einsatz 
von Derivaten nicht nach Ablauf des 23. Juni 2025 erfolgt. 

 
e) Die Derivate dürfen nur mit Finanzinstituten, die über Erfahrung mit der Durchführung komple-

xer Transaktionen verfügen, abgeschlossen werden. In den Bedingungen der Derivate muss si-
chergestellt sein, dass die Derivate nur mit Aktien bedient werden, die ihrerseits unter Wahrung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse erworben wurden, wobei der bei dem börs-
lichen Erwerb gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) innerhalb der Preis-
grenzen liegen muss, die gemäß der unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließenden Ermäch-
tigung auch für den börslichen Erwerb von Aktien durch die Gesellschaft gelten würden. 

 
f) Der in dem jeweiligen Derivat vereinbarte, bei Ausübung einer Put- oder Call-Option bezie-

hungsweise in Erfüllung eines Terminkaufs zu zahlende Kaufpreis je Aktie der betreffenden Ak-
tiengattung der Gesellschaft („Ausübungspreis“) darf das arithmetische Mittel der Schlusskurse 
(bzw. – wenn ein Schlusskurs am betreffenden Tag nicht festgestellt wird – des letzten Kurses) 
für die betreffende Aktiengattung der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichba-
ren Nachfolgesystem) an den letzten drei Handelstagen der Frankfurter Wertpapierbörse vor 
Abschluss des betreffenden Derivatgeschäfts jeweils nicht um mehr als 10 % überschreiten und 
nicht um mehr als 10 % unterschreiten (jeweils ohne Erwerbsnebenkosten). 

 
Der von der Gesellschaft für Call-Optionen oder Terminkäufe gezahlte Erwerbspreis (bzw. die 
hierfür von der Gesellschaft zu zahlende Optionsprämie) darf ferner nicht wesentlich über und 
der von der Gesellschaft vereinnahmte Veräußerungspreis für Put-Optionen (bzw. die hierfür 
von der Gesellschaft vereinnahmte Optionsprämie) darf nicht wesentlich unter dem nach aner-
kannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktpreis der jeweiligen 
Derivate liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu be-
rücksichtigen ist. 

 
g) Werden eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten unter Beachtung der vorstehenden Rege-

lungen erworben, ist ein Recht der Aktionäre, solche Derivat-Geschäfte mit der Gesellschaft 
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abzuschließen, ausgeschlossen. Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien der Ge-
sellschaft nur, soweit die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den Derivat-Geschäften zur Ab-
nahme der Aktien verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausge-
schlossen. 

 
h) Die Ermächtigung kann vollständig oder in Teilen, ein- oder mehrmalig, durch die Gesellschaft 

oder durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen ausgeübt 
werden; ferner kann die Ermächtigung auch durch für die Gesellschaft oder für Rechnung der 
abhängigen oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen handelnde Dritte 
ausgeübt werden. 

 
i) Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Derivaten erworben werden, gelten 

die zu Tagesordnungspunkt 7 festgesetzten Regelungen für die Verwendung der auf Grundlage 
der dortigen Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien entsprechend. 

 
 
9. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals und die 

Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss sowie eine entsprechende Änderung der Satzung in § 4 (Grundkapital); zugleich 
gesonderte Abstimmung der Stammaktionäre 

 
Die in § 4 Abs. 3 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapi-
tals (Genehmigtes Kapital 2016), von welcher der Vorstand bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung 
der Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger keinen Gebrauch gemacht hat, läuft am 
1. Juni 2021 aus und soll daher durch ein neues genehmigtes Kapital mit Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss ersetzt werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen, wobei die Beschlussfassung vor-
sorglich zugleich als gesonderte Abstimmung der Stammaktionäre gemäß Art. 60 SE-VO erfolgt: 

 
a) Die Ermächtigung des Vorstands der Gesellschaft zur Erhöhung des Grundkapitals in § 4 

Abs. 3 der Satzung (Genehmigtes Kapital 2016) wird, soweit von ihr bis dahin kein Gebrauch 
gemacht worden ist, mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung der nachstehenden Neufas-
sung von § 4 Abs. 3 der Satzung im Handelsregister der Gesellschaft aufgehoben. 
 

b) Es wird ein neues genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2020) mit Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts geschaffen. § 4 Abs. 3 der Satzung wird hierzu wie folgt neu ge-
fasst: 

 
„3. Der Vorstand der Gesellschaft ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 

23. Juni 2025 (einschließlich) mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer auf 
den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder 
mehrmals um insgesamt bis zu EUR 32.640.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2020). Die Ermächtigung umfasst auch die Befugnis – bis zur gesetzlich zulässigen 
Höchstgrenze – neue Vorzugsaktien ohne Stimmrecht auszugeben, die bei der Verteilung 
des Gewinns und/oder des Gesellschaftsvermögens den bisher ausgegebenen Vorzugs-
aktien ohne Stimmrecht gleichstehen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausga-
be festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend 
von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden; die neuen Aktien können insbesondere auch 
mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres 
ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnver-
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wendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres 
noch nicht gefasst worden ist. 

Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen, soweit das Bezugsrecht nicht aus den 
nachfolgenden Gründen ausgeschlossen wird. Das Bezugsrecht kann dabei auch ganz 
oder teilweise als mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG ausge-
staltet werden.  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Inha-
ber von Aktien einer Gattung auf Aktien der jeweils anderen Gattung auszuschließen, so-
weit sowohl auf den Inhaber lautende Stammaktien als auch auf den Inhaber lautende 
Vorzugsaktien ausgegeben werden und das Bezugsverhältnis für beide Gattungen gleich 
festgesetzt wird (gekreuzter Bezugsrechtsausschluss); auch in diesem Fall ist ein weiter-
gehender Bezugsrechtsausschluss nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zulässig.  

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestimmungen ganz oder teilweise aus-
zuschließen: 

 
(i) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 

Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 
 

(ii) Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei Kapitaler-
höhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen, im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen und/oder zum Zwecke des Erwerbs von 
sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich Rechten und Forderungen, das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

 
(iii) Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei Kapitaler-

höhungen gegen Bareinlagen das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bör-
senpreis der bereits notierten Aktien der betreffenden Gattung nicht wesentlich un-
terschreitet und die in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschrei-
ten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der Gesellschaft 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer ander-
weitigen Ermächtigung gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind Ak-
tien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Options-
rechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder 
Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben werden 
bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen bzw. Ge-
nussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderweitiger Er-
mächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden. 
 

(iv) Der Vorstand ist schließlich ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auch insoweit auszuschließen, wie dies erforderlich ist, um 
den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- 
oder Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten, die von der Gesell-
schaft oder durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unter-
nehmen ausgegeben werden, bzw. den hieraus im Falle eines eigenen Wandlungs-
rechts der Gesellschaft Verpflichteten ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, 
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wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfül-
lung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde. 

 
Insgesamt dürfen die auf Grundlage der vorstehend in (i) bis (iv) enthaltenen Ermächti-
gungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegebenen Aktien 20 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss. Auf 
diese Begrenzung sind neue und bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind neue 
Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Options-
rechten bzw. der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder Opti-
onsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben werden bzw. noch 
ausgegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Von der Anrechnung ausgenommen 
ist ein so genannter gekreuzter Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe neuer Aktien 
aus genehmigtem Kapital, bei welchem das Bezugsrecht der Inhaber von Aktien einer Gat-
tung auf Aktien der jeweils anderen Gattung ausgeschlossen wird, soweit sowohl Stamm-
aktien als auch Vorzugsaktien ausgegeben werden und das Bezugsverhältnis für beide 
Gattungen gleich festgesetzt wird.“ 

 
 
10. Gesonderte Abstimmung der Vorzugsaktionäre zum Beschluss der Hauptversammlung 

zu Tagesordnungspunkt 9 betreffend die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapi-
tals und die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss sowie eine entsprechende Änderung der Satzung in § 4 (Grundkapital) 

 
Der unter Tagesordnungspunkt 9 vorgesehene Beschluss der Hauptversammlung betreffend die 
Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss sowie 
eine entsprechende Satzungsänderung bedarf gemäß Art. 60 SE-VO in Verbindung mit § 141 Abs. 2 
AktG einer gesonderten Abstimmung der Vorzugsaktionäre. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, in gesonderter Abstimmung der Vorzugsaktionäre 
ebenfalls einen Beschluss mit dem Wortlaut des unter Tagesordnungspunkt 9 abgedruckten Be-
schlussvorschlags zu fassen und dem von der Hauptversammlung mit gleichem Wortlaut zu Tages-
ordnungspunkt 9 gefassten Beschluss zuzustimmen. 

 
 
11. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung des Vorstands 

zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und des zugehörigen 
bedingten Kapitals sowie die Erteilung einer neuen Ermächtigung des Vorstands zur 
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts, die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals und ent-
sprechende Änderungen der Satzung in § 4 (Grundkapital); zugleich gesonderte Abstim-
mung der Stammaktionäre 

 
Die Hauptversammlung vom 2. Juni 2016 hat den Vorstand zur Ausgabe von Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen ermächtigt und zur Absicherung entsprechender Wandlungs- und Options-
rechte ein bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2016) geschaffen. Diese Ermächtigung, von welcher 
die Gesellschaft bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im 
Bundesanzeiger keinen Gebrauch gemacht hat, läuft am 1. Juni 2021 aus und soll durch eine neue 
Ermächtigung mit neuem bedingtem Kapital ersetzt werden. 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen, wobei die Beschlussfassung vor-
sorglich zugleich als gesonderte Abstimmung der Stammaktionäre gemäß Art. 60 SE-VO erfolgt: 

 
11.1 Aufhebung der bestehenden Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen und des zugehörigen bedingten Kapitals und 
eine entsprechende Änderung der Satzung 

 
a) Die durch Beschluss der Hauptversammlung vom 2. Juni 2016 zu Tagesordnungspunkt 

10 und 11 erteilte Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen („Ermächtigung 2016“) wird, soweit von ihr bis dahin kein 
Gebrauch gemacht wurde, mit Wirkung auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens der nach-
folgend unter Ziffer 11.2 erteilten neuen Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen aufgehoben.  

 
b) Ferner wird das durch Beschluss der Hauptversammlung vom 2. Juni 2016 zu Tagesord-

nungspunkt 10 und 11 geschaffene bedingte Kapital (Bedingtes Kapital 2016) mit Wirkung 
auf den Zeitpunkt der Aufhebung der Ermächtigung 2016 in dem Umfang aufgehoben, in 
dem von der Ermächtigung 2016 bis zu ihrer Aufhebung kein Gebrauch durch Gewährung 
von Wandlungs- und/oder Optionsrechten mit Recht zum Bezug von Aktien der Gesell-
schaft an Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen oder Begründung entspre-
chender Wandlungsrechte der Gesellschaft gemacht wurde. Der Aufsichtsrat ist ermäch-
tigt, § 4 Abs. 4 der Satzung entsprechend dem Umfang der Aufhebung des Bedingten Ka-
pitals 2016 anzupassen. 

 
11.2 Erteilung einer neuen Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen mit Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
 

Es wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend unter Ziff. 11.3 vorgese-
henen neuen bedingten Kapitals im Handelsregister der Gesellschaft folgende neue Ermächti-
gung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss erteilt: 

 
a) Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Laufzeit, Grundkapitalbetrag 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 23. Juni 2025 
(einschließlich) einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen lauten-
de Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (nachstehend gemeinsam „Schuld-
verschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 350.000.000,00 mit einer be-
fristeten oder unbefristeten Laufzeit zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte zum Bezug von insgesamt bis zu 
Stück 6.000.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 15.360.000,00 nach näherer Maßgabe der 
Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen (nachstehend „Anleihebedingungen“) zu ge-
währen und/oder für die Gesellschaft entsprechende Wandlungsrechte vorzusehen. Die 
jeweiligen Wandlungs- oder Optionsrechte können unter Beachtung der Vorgaben des 
§ 139 Abs. 2 AktG den Bezug von auf den Inhaber lautenden Stammaktien und/oder auf 
den Inhaber lautenden Vorzugsaktien ohne Stimmrecht, jeweils mit gleicher Ausstattung 
wie die bestehenden auf den Inhaber lautenden Stamm- bzw. Vorzugsaktien, vorsehen.  
 
Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung und/oder Sachleistung ausgegeben 
werden. Sie können außer in Euro – unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-
Gegenwert – auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes begeben werden. 
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Sie können auch durch ein in- oder ausländisches Unternehmen begeben werden, an dem 
die Sixt SE unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals be-
teiligt ist (nachfolgend „Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft“); in diesem Fall wird der Vor-
stand ermächtigt, für die emittierende Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft die Garantie für 
die Rückzahlung der Schuldverschreibungen und die Zahlung der hierauf zu entrichtenden 
Zinsen zu übernehmen und den Inhabern bzw. Gläubigern solcher Schuldverschreibungen 
Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Sixt SE zu gewähren sowie weitere für eine 
erfolgreiche Begebung erforderliche Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzuneh-
men. 
 
Die Schuldverschreibungen werden jeweils in Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 
 

b) Wandlungsrecht, Wandlungspflicht 
 
Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber (bei auf den 
Inhaber lautenden Schuldverschreibungen) bzw. die Gläubiger (bei auf den Namen lau-
tenden Schuldverschreibungen) der Teilschuldverschreibungen das Recht, diese nach nä-
herer Maßgabe der Anleihebedingungen in Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Die An-
leihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu ei-
nem früheren Zeitpunkt begründen; insbesondere kann eine Wandlungspflicht auch an ein 
entsprechendes Wandlungsverlangen der Gesellschaft bzw. der emittierenden Mehrheits-
beteiligungsgesellschaft geknüpft werden. Neben oder anstelle eines Wandlungsrechts 
und/oder einer daran geknüpften Wandlungspflicht der Inhaber bzw. Gläubiger der 
Schuldverschreibungen kann auch ein eigenes Recht der Gesellschaft vorgesehen wer-
den, die Schuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen in Aktien 
der Gesellschaft umzutauschen. 
 
Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldver-
schreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das 
Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division eines unter dem Nennbetrag liegenden 
Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis 
für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann vorgesehen werden, dass das Um-
tauschverhältnis variabel ist und/oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen 
gemäß nachfolgend lit. d) geändert werden kann. Die Anleihebedingungen können ferner 
bestimmen, dass das Umtauschverhältnis auf eine ganze Zahl (oder auch eine festzule-
gende Nachkommastelle) auf- oder abgerundet wird; ferner kann eine in bar zu leistende 
Zuzahlung festgelegt werden. Sofern sich Umtauschrechte auf Bruchteile von Aktien erge-
ben, kann vorgesehen werden, dass diese zusammengelegt werden, so dass sich – ggf. 
gegen Zuzahlung – Umtauschrechte zum Bezug ganzer Aktien ergeben, oder in Geld aus-
geglichen werden. 
 
Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung je Teilschuldverschreibung auszu-
gebenden Aktien darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung oder einen unter dem 
Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. In 
jedem Fall erlöschen die Wandlungsrechte und Wandlungspflichten spätestens zwanzig 
(20) Jahre nach Ausgabe der Wandelschuldverschreibungen. 
 

c) Optionsrecht 
 
Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldver-
schreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber bzw. Gläubiger 
nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft 
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berechtigen. Die betreffenden Optionsscheine können von den jeweiligen Teilschuldver-
schreibungen abtrennbar sein.  
 
Der Bezug von Aktien bei Ausübung des Optionsrechts erfolgt gegen Zahlung des festge-
setzten Optionspreises. Es kann auch vorgesehen werden, dass der Optionspreis variabel 
ist und/oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen gemäß lit. d) angepasst 
wird. Die Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass der Optionspreis durch Über-
tragung von Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung geleistet 
werden kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich in diesem Fall aus der Division des Nenn-
betrags einer Teilschuldverschreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der Gesell-
schaft. Das Bezugsverhältnis kann sich ferner auch durch Division eines unter dem Nenn-
betrag liegenden Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 
Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Bezugsverhältnis kann auf eine 
ganze Zahl (oder auch eine festzulegende Nachkommastelle) auf- oder abgerundet wer-
den; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Sofern sich Be-
zugsrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese zu-
sammengelegt werden, so dass sich – ggf. gegen Zuzahlung – Bezugsrechte zum Bezug 
ganzer Aktien ergeben, oder in Geld ausgeglichen werden.  
 
Der anteilige Betrag am Grundkapital, der auf die je Teilschuldverschreibung zu beziehen-
den Aktien der Gesellschaft entfällt, darf den Nennbetrag oder einen unter dem Nennbe-
trag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. Die Lauf-
zeit des Optionsrechts darf höchstens zwanzig (20) Jahre betragen. 
 

d) Wandlungs-/Optionspreis, Verwässerungsschutz 
 
Der Wandlungs- oder Optionspreis je Aktie muss – auch im Falle eines variablen Wand-
lungs- bzw. Optionspreises – mindestens 80 % des Durchschnittskurses der Aktie der 
Sixt SE im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) während des 
nachfolgend jeweils genannten Zeitraums betragen: 
 
- Sofern die Schuldverschreibungen den Aktionären nicht zum Bezug angeboten 

werden, ist der Durchschnittskurs während der letzten zehn Börsenhandelstage an 
der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der endgültigen Entscheidung des 
Vorstands über die Ausgabe der Schuldverschreibungen bzw. über die Zuteilung im 
Rahmen einer Ausgabe von Schuldverschreibungen maßgeblich. 

 
- Sofern die Schuldverschreibungen den Aktionären zum Bezug angeboten werden, 

ist der Durchschnittskurs während der letzten zehn Börsenhandelstage an der 
Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der Bekanntmachung der Bezugsfrist 
gemäß § 186 Abs. 2 Satz 1 AktG oder, sofern die endgültigen Konditionen für die 
Ausgabe der Schuldverschreibungen gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG erst wäh-
rend der Bezugsfrist bekannt gemacht werden, stattdessen während der Börsen-
handelstage an der Frankfurter Wertpapierbörse ab Beginn der Bezugsfrist bis zum 
Vortag der Bekanntmachung der endgültigen Konditionen maßgeblich.  

 
Der Durchschnittskurs ist jeweils zu berechnen als arithmetisches Mittel der Schlusskurse 
bzw. – sofern an dem betreffenden Tag kein Schlusskurs festgestellt wird – des jeweils 
letzten Kurses im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den 
betreffenden Börsenhandelstagen.  
 
In den Fällen einer Wandlungspflicht oder eines eigenen Wandlungsrechts der Gesell-
schaft kann nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen auch ein Wandlungspreis 
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bestimmt werden, der entweder mindestens dem vorgenannten Mindestpreis oder mindes-
tens 90 % des volumengewichteten Durchschnittskurses der Aktie der Sixt SE im XETRA-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) während der letzten zehn Börsen-
handelstage an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der Endfälligkeit bzw. vor 
dem jeweils anderen für die Wandlungspflicht maßgeblichen Zeitpunkt entspricht, auch 
wenn der zuletzt genannte Durchschnittskurs den vorgenannten Mindestpreis unterschrei-
tet. 
 
Maßgeblich für die Berechnung der vorstehenden Mindestpreise ist jeweils der Kurs der 
bestehenden Aktien derjenigen Aktiengattung, auf welche sich das betreffende Wand-
lungs- oder Optionsrecht bzw. die betreffende Wandlungspflicht bezieht. 
 
Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG kann der Wandlungs- oder Optionspreis aufgrund von 
Verwässerungsschutzbestimmungen zur Wahrung des wirtschaftlichen Werts der Wand-
lungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten nach näherer Bestimmung der Anlei-
hebedingungen angepasst werden, wenn es während der Laufzeit der Schuldverschrei-
bungen bzw. Optionsscheine zu Kapitalveränderungen bei der Sixt SE kommt oder wäh-
rend der Laufzeit der Schuldverschreibungen bzw. Optionsscheine sonstige Maßnahmen 
durchgeführt werden oder Ereignisse eintreten, die zu einer Veränderung des wirtschaftli-
chen Werts der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten führen können 
(etwa Dividendenzahlungen, die Ausgabe weiterer Wandel- oder Optionsschuldverschrei-
bungen oder Genussrechte oder der Kontrollerwerb durch einen Dritten). Eine Anpassung 
des Wandlungs- oder Optionspreises kann dabei auch durch eine Barzahlung bei Aus-
übung des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. Erfüllung der Wandlungspflicht oder die 
Anpassung einer etwaigen Zuzahlung bewirkt werden. Statt oder neben einer Anpassung 
des Wandlungs- oder Optionspreises kann Verwässerungsschutz nach näherer Maßgabe 
der Anleihebedingungen auch in anderer Weise gewährt werden. Insbesondere kann vor-
gesehen werden, dass bei Ausgabe von Aktien, weiteren Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen oder Genussrechten mit Bezugsrecht der Aktionäre ein Verwässerungs-
schutz durch Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises nur erfolgt, soweit den In-
habern von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. den im Falle eines eigenen Wandlungs-
rechts der Gesellschaft Verpflichteten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, 
wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. Erfüllung einer 
Wandlungspflicht zustehen würde. 
 
In jedem Fall darf der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldver-
schreibung zu beziehenden Aktien der Gesellschaft entfällt, den Nennbetrag oder einen 
unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung nicht über-
schreiten. 
 

e) Gewährung eigener Aktien oder anderer börsennotierter Wertpapiere, Barausgleich, An-
dienungsrecht 
 
Die Anleihebedingungen von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungsrecht, eine Wand-
lungspflicht und/oder ein Optionsrecht gewähren bzw. bestimmen, können auch vorsehen, 
dass den Inhabern bzw. Gläubigern der Schuldverschreibungen bzw. den Optionsberech-
tigten im Falle der Wandlung bzw. der Optionsausübung nach Wahl der Gesellschaft bzw. 
der emittierenden Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft statt Gewährung neuer Aktien ganz 
oder teilweise eigene Aktien der Gesellschaft oder andere börsennotierte Wertpapiere ge-
liefert werden können oder ihnen nach näherer Regelung der Anleihebedingungen der 
Gegenwert der Aktien ganz oder teilweise in Geld gezahlt wird. Des Weiteren kann in den 
Anleihebedingungen auch ein Recht der Gesellschaft bzw. der emittierenden Mehrheitsbe-
teiligungsgesellschaft vorgesehen werden, den Inhabern bzw. Gläubigern der Schuldver-
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schreibungen in Anrechnung auf den Anspruch auf Rückzahlung der Schuldverschreibung 
und/oder Zinszahlungsansprüche eigene Aktien der Gesellschaft oder andere börsenno-
tierte Wertpapiere anzudienen. 
 

f) Bezugsrechte, Bezugsrechtsausschluss 
 
Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären grundsätzlich das ge-
setzliche Bezugsrecht zu. Werden die Schuldverschreibungen von einer Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaft begeben, hat die Sixt SE die Gewährung des gesetzlichen Bezugs-
rechts für die Aktionäre sicherzustellen. Das Bezugsrecht kann dabei jeweils auch ganz 
oder teilweise als mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG ausge-
staltet werden. 
 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestimmungen ganz oder teilweise 
auszuschließen: 
 
aa) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre auf Schuldverschreibungen in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, sofern die Schuldverschreibungen gegen Bar-
leistung ausgegeben werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten finanz-
mathematischen Grundsätzen ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldver-
schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nicht we-
sentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsauschluss gilt jedoch 
nur für Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. 
Wandlungspflichten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von 
insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 
Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 
unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von 
der Gesellschaft ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind hierauf Aktien 
der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung zur 
Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten oder 
Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Wandelge-
nussrechten ausgegeben werden oder noch ausgegeben werden können, sofern 
die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte, welche ein entsprechendes Wand-
lungs- oder Optionsrecht bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht vermitteln, wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderweitiger Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben werden. 

 
bb) Der Vorstand wird darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugs-
recht auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. 
Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten aus Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen und/oder Wandelgenussrechten, die zuvor von der Sixt SE 
oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft ausgegeben werden, bzw. den hie-
raus im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten ein 
Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wand-
lungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Options-
pflicht zustünde. 
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cc) Der Vorstand ist schließlich ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit Schuldverschreibungen gegen 
Sacheinlagen – insbesondere zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, im Rahmen von Unterneh-
menszusammenschlüssen und/oder zum Zwecke des Erwerbs sonstiger Vermö-
gensgegenstände einschließlich Rechten und Forderungen – ausgegeben werden, 
sofern der Wert der Sacheinlagen in einem angemessenen Verhältnis zu dem nach 
anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten theoretischen Markt-
wert der Schuldverschreibungen steht.  

 
Die Ausgabe von Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts darf nach 
dieser Ermächtigung nur erfolgen, wenn auf die neuen Aktien, die aufgrund solcher 
Schuldverschreibungen auszugeben sind, ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von ins-
gesamt nicht mehr als 20 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Be-
grenzung sind auch neue und bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die von 
der Gesellschaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage einer anderwei-
tigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder 
veräußert werden. Ferner sind neue Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedie-
nung weiterer Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder von Wandelgenussrech-
ten ausgegeben werden oder noch auszugeben sind, soweit die betreffenden Wandel- o-
der Optionsschuldverschreibungen bzw. Wandelgenussrechte während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung auf Grundlage einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts ausgegeben werden. Von der Anrechnung ausgenommen ist ein so genannter 
gekreuzter Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Ka-
pital, bei welchem das Bezugsrecht der Inhaber von Aktien einer Gattung auf Aktien der 
jeweils anderen Gattung ausgeschlossen wird, soweit sowohl Stammaktien als auch Vor-
zugsaktien ausgegeben werden und das Bezugsverhältnis für beide Gattungen gleich 
festgesetzt wird. 
 

g) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, unter Beachtung der vorstehend getroffenen Bestimmungen 
die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, ins-
besondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Wandlungs- bzw. Optionszeit-
raum, einen evtl. Nachrang gegenüber sonstigen Verbindlichkeiten, den Wandlungs- bzw. 
Optionspreis sowie Verwässerungsschutzbestimmungen, festzusetzen bzw. im Einver-
nehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaft der Sixt SE festzulegen. 
 

11.3 Schaffung eines neuen bedingten Kapitals sowie entsprechende Satzungsänderung 
 

a) Das Grundkapital der Gesellschaft wird um insgesamt bis zu EUR 15.360.000,00 durch 
Ausgabe von insgesamt bis zu Stück 6.000.000 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) und/oder auf den Inhaber lautenden stimm-
rechtslosen Vorzugsaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) bedingt erhöht (Bedingtes Ka-
pital 2020). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an Inhaber 
bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen sowie an Inhaber von Optionsrechten 
aus Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung gemäß Beschluss der 
Hauptversammlung vom 24. Juni 2020 bis zum 23. Juni 2025 (einschließlich) von der 
Sixt SE oder einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die Sixt SE unmittelbar 
oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben 
werden. Sie wird nur durchgeführt, soweit von den Wandlungs- oder Optionsrechten aus 
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den vorgenannten Schuldverschreibungen tatsächlich Gebrauch gemacht wird oder 
Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht 
andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Ak-
tien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorgenannten Ermächtigungsbeschlusses der 
Hauptversammlung vom 24. Juni 2020 jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wand-
lungspreis. Die neuen Aktien nehmen ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe am 
Gewinn der Gesellschaft teil; sie nehmen stattdessen bereits ab Beginn des ihrer Ausgabe 
vorangehenden Geschäftsjahres am Gewinn der Gesellschaft teil, wenn im Zeitpunkt der 
Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung 
über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. Der Vorstand wird 
ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 
festzusetzen.  
 

b) § 4 der Satzung (Grundkapital) wird um folgenden neuen Absatz 5 ergänzt: 
 
„5. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um insgesamt bis zu EUR 15.360.000,00 durch 

Ausgabe von insgesamt bis zu Stück 6.000.000 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) und/oder auf den Inhaber lautenden 
stimmrechtslosen Vorzugsaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) bedingt erhöht (Be-
dingtes Kapital 2020). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien 
an Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen sowie an Inhaber von 
Optionsrechten aus Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung 
gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 24. Juni 2020 bis zum 23. Juni 2025 
(einschließlich) von der Sixt SE oder einem in- oder ausländischen Unternehmen, an 
dem die Sixt SE unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des 
Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden. Sie wird nur durchgeführt, soweit von den 
Wandlungs- oder Optionsrechten aus den vorgenannten Schuldverschreibungen tat-
sächlich Gebrauch gemacht wird oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldver-
schreibungen erfüllt werden und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung 
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 
vorgenannten Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 24. Juni 2020 
jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen 
ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe am Gewinn der Gesellschaft teil; sie 
nehmen stattdessen bereits ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäfts-
jahres am Gewinn der Gesellschaft teil, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen 
Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn 
dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. Der Vorstand ist ermächtigt, 
die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzu-
setzen.“ 

 
 

12. Gesonderte Abstimmung der Vorzugsaktionäre zum Beschluss der Hauptversammlung 
zu Tagesordnungspunkt 11 betreffend die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung des 
Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und des 
zugehörigen bedingten Kapitals sowie die Erteilung einer neuen Ermächtigung des Vor-
stands zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit Ermächti-
gung zum Ausschluss des Bezugsrechts, die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 
und entsprechende Änderungen der Satzung in § 4 (Grundkapital) 
 
Der unter Tagesordnungspunkt 11 vorgesehene Beschluss der Hauptversammlung betreffend die 
Aufhebung der bestehenden und Erteilung einer neuen Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit Ermächtigung zum Ausschluss des Be-
zugsrechts sowie Aufhebung des bestehenden und Schaffung eines neuen bedingten Kapitals mit 
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entsprechender Änderung der Satzung bedarf gemäß Art. 60 SE-VO in Verbindung mit § 141 Abs. 2 
AktG einer gesonderten Abstimmung der Vorzugsaktionäre. 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, in gesonderter Abstimmung der Vorzugsaktionäre 
ebenfalls einen Beschluss mit dem Wortlaut des unter Tagesordnungspunkt 11 abgedruckten Be-
schlussvorschlags zu fassen und dem von der Hauptversammlung mit gleichem Wortlaut zu Tages-
ordnungspunkt 11 gefassten Beschluss zuzustimmen. 
 
 

13. Beschlussfassung über eine Änderung der Satzung in § 3 (Bekanntmachungen und In-
formationen)  
 
Aufgrund einer Gesetzesänderung durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechte-
richtlinie (ARUG II) vom 12. Dezember 2019 findet ab dem 3. September 2020 die bisherige Regelung 
in den §§ 125 Abs. 2 Satz 2, 128 Abs. 1 Satz 2 AktG, wonach die Übermittlung der in §§ 125, 128 
AktG geregelten Mitteilungen an Aktionäre in der Satzung auf eine Übermittlung im Wege elektroni-
scher Kommunikation beschränkt werden konnte, keine Anwendung mehr. Die entsprechende Be-
stimmung in § 3 Abs. 3 der Satzung soll daher aufgehoben werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 
 
Absatz 3 von § 3 der Satzung (Bekanntmachungen und Informationen) wird ersatzlos aufgehoben. 
Der Vorstand der Gesellschaft wird angewiesen, die vorstehende Satzungsänderung in der Weise zur 
Eintragung im Handelsregister der Gesellschaft anzumelden, dass die Eintragung nicht vor dem 
3. September 2020 erfolgt. 
 
 

14. Beschlussfassung über eine Änderung der Satzung in § 18 (Teilnahme an der Hauptver-
sammlung) 
 
Durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 12. Dezember 
2019 wurde die Regelung des § 123 Abs. 4 AktG zum Nachweis des Anteilsbesitzes, von welchem 
bei Inhaberaktien das Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung abhängig gemacht werden 
kann, geändert. Künftig ist dieser Nachweis nach näherer Regelung in § 67c Abs. 3 AktG durch den 
sogenannten Letztintermediär auszuzustellen. Die geänderten gesetzlichen Vorschriften finden ab 
dem 3. September 2020 Anwendung. Die Regelung in § 18 Abs. 3 der Satzung zum Nachweis des 
Anteilsbesitzes soll daher den geänderten gesetzlichen Vorschriften angepasst werden.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 
 
Absatz 3 von § 18 der Satzung (Teilnahme an der Hauptversammlung) wird geändert und wie folgt 
neu gefasst: 
 
„Im Falle von auf den Inhaber lautenden Aktien ist die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung durch einen Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG nachzuweisen. Der 
Nachweis hat sich auf den gesetzlich bestimmten Zeitpunkt vor der Hauptversammlung (Nachweis-
stichtag, Record Date) zu beziehen.“ 
 
Der Vorstand der Gesellschaft wird angewiesen, die vorstehende Satzungsänderung in der Weise zur 
Eintragung im Handelsregister der Gesellschaft anzumelden, dass die Eintragung nicht vor dem 
3. September 2020 erfolgt. 
 

__________________________________ 
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Lebenslauf und Übersicht über die wesentlichen Tätigkeiten von Herrn Ralf Teckentrup neben sei-
nem Aufsichtsratsmandat bei der Gesellschaft 
 
Mitglied des Aufsichtsrats der Sixt SE seit 2007 
 
Herr Ralf Teckentrup, Jahrgang 1957, begann nach seinem Abschluss als Diplom-Wirtschaftsingenieur an 
der Universität und Fachhochschule Hamburg 1986 seine berufliche Laufbahn in der Konzernorganisation 
der Deutschen Lufthansa AG. Nach verschiedenen Positionen im Lufthansa-Konzern wurde er 1997 in den 
Bereichsvorstand der Lufthansa Passage berufen. Zunächst verantwortlich für den Bereich Betriebswirt-
schaft, übernahm er dann auch das Netzmanagement und Marketing.  
 
Ralf Teckentrup ist seit Januar 2004 Vorsitzender der Geschäftsführung der Condor Flugdienst GmbH. Mit 
der Zusammenführung der vier Airlines im Thomas Cook Konzern wurde Ralf Teckentrup im März 2013 
zum Chief Commercial Officer und Chairman der Thomas Cook Group Airlines berufen. Zudem war Ralf 
Teckentrup von Januar 2004 bis Juni 2016 Mitglied im Vorstand der Thomas Cook AG (seit 14. Juni 2016 
Thomas Cook GmbH) in Oberursel. Hiernach war er bis zum 9. Februar 2018 Mitglied der Geschäftsfüh-
rung. 
 
„SIXT konnte sich von der ersten Autovermietung Deutschlands zu einem globalen Anbieter von hochwerti-
gen Mobilitätslösungen entwickeln. Der hohe Anspruch an Service und Qualität gepaart mit innovativen 
Produkten ermöglicht SIXT eine hervorragende Ausgangsposition für weiteres Wachstum." 
 
Lebenslauf und Übersicht über die wesentlichen Tätigkeiten von Herrn Dr. Daniel Terberger neben 
seinem Aufsichtsratsmandat bei der Gesellschaft 
 
Mitglied des Aufsichtsrats der Sixt SE seit 2012 
 
Herr Dr. Daniel Terberger, Jahrgang 1967, begann seinen beruflichen Weg mit einer Ausbildung beim 
Bankhaus Hermann Lampe. Anschließend studierte er in St. Gallen Betriebswirtschaft und im Nebenfach 
Geschichte. Nach seinem Abschluss in St. Gallen erhielt er ein Promotionsstipendium des Schweizer Nati-
onalfonds an die Harvard University und doktorierte über Familienunternehmen. 
 
Nach Praktika bei der Unternehmensberatung McKinsey und im Verlagsbereich konnte er bei der Deut-
schen Bank unter anderem in Hongkong, New York und zuletzt in Frankfurt Erfahrungen sammeln, ehe er 
als Vorstand 1998 in das Familienunternehmen KATAG nach Bielefeld berufen wurde. Im Jahr 2000 über-
nahm Dr. Terberger dort die Rolle des Vorstandschefs. 
 
„SIXT ist täglich gelebte unternehmerische Passion für die Kunden und die Marke SIXT." 
 

__________________________________ 
 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 7 
 

Der Vorstand erstattet der für den 24. Juni 2020 einberufenen Hauptversammlung der Gesellschaft gemäß 
§§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO den nachfolgenden 
schriftlichen Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen neuen 
Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien mit Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss bei der Wiederveräußerung der erworbenen Aktien.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG befristet bis zum 
23. Juni 2025 (einschließlich) zum Erwerb eigener Aktien mit einem rechnerischen Anteil von insgesamt bis 
zu 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zu ermächtigen. Maßgeblich ist dabei der Betrag des Grund-
kapitals im Zeitpunkt der Erteilung bzw. – sofern geringer – im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung.  
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Dabei dürfen auf die aufgrund der Ermächtigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen eigenen Ak-
tien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach § 71d AktG zuzurechnen sind, zu keinem 
Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweils bestehenden Grundkapitals entfallen; dies entspricht einer in § 71 Abs. 
2 Satz 1 AktG enthaltenen gesetzlichen Vorgabe. 
 
Die neue Ermächtigung soll die von der Hauptversammlung am 2. Juni 2016 zu den Tagesordnungspunk-
ten 6 und 7 erteilten Ermächtigungen gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb und zur Verwendung ei-
gener Aktien sowie zum Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten ersetzen, die am 1. Juni 2021 
auslaufen würden.  
 
Bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Hauptversammlungseinladung im Bundesanzeiger hat die 
Gesellschaft von der bestehenden Ermächtigung 2016 durch börslichen Erwerb von insgesamt 356.494 
Stammaktien und insgesamt 323.083 Vorzugsaktien Gebrauch gemacht; dies entspricht einem Anteil von 
insgesamt rund 1,45 % am derzeit bestehenden Grundkapital der Gesellschaft. Der Erwerb erfolgte jeweils 
ohne Einsatz von Derivaten. Die erworbenen Stammaktien wurden sämtlich eingezogen. Von den erworbe-
nen Vorzugsaktien wurden insgesamt 118.129 Vorzugsaktien eingezogen und insgesamt 204.954 Vor-
zugsaktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur Bedienung von Aktienoptionen verwen-
det, die von der Gesellschaft unter dem sogenannten Matching Stock Programm, einem Beteiligungspro-
gramm für Mitglieder des Vorstands und ausgewählte Mitarbeiter und Führungskräfte der Sixt SE-Gruppe 
ausgegeben wurden. Über die näheren Einzelheiten des Erwerbs und der Verwendung eigener Aktien auf 
Grundlage der Ermächtigung 2016 hat der Vorstand die jeweils nachfolgende Hauptversammlung jeweils in 
einem eigenständigen schriftlichen Bericht unterrichtet. Die Gesellschaft hält demgemäß zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung der Einladung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger keine eigenen Aktien. 
 
Die vorgesehene Laufzeit der neuen Ermächtigung von fünf Jahren entspricht der gesetzlich vorgesehenen 
Höchstgrenze. Die vorgeschlagene neue Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien kann vollständig oder in 
Teilen, ein- oder mehrmalig, durch die Gesellschaft oder durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheits-
besitz stehende Unternehmen ausgeübt werden; ferner kann die Ermächtigung auch durch Dritte ausgeübt 
werden, die dabei für Rechnung der Gesellschaft oder für Rechnung von ihr abhängiger oder in ihrem 
Mehrheitsbesitz stehender Unternehmen handeln.  
 
Gegenstand des Erwerbs können auf den Inhaber lautende Stammaktien und/oder auf den Inhaber lauten-
de Vorzugsaktien sein. Der Aktienerwerb kann nach Wahl der Gesellschaft über die Börse, mittels eines an 
alle Inhaber-Stammaktionäre und/oder Inhaber-Vorzugsaktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
oder mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten erfolgen. Öffentliches 
Kaufangebot und öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten werden dabei nachfolgend 
auch zusammenfassend als „öffentliches Angebot“ bezeichnet.  
 
Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung gemäß § 53a AktG zu wahren. 
Dem trägt der vorgeschlagene Erwerb der Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot Rech-
nung. Sofern ein öffentliches Angebot überzeichnet ist, kann die Annahme statt im Verhältnis der jeweiligen 
Beteiligung der Aktionäre am Grundkapital auch im Verhältnis der Anzahl der von den Aktionären jeweils 
angedienten bzw. – im Falle der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten – der Anzahl 
der von den Aktionären zum maßgeblichen Ankaufspreis (oder einem darunter liegenden Preis) angedien-
ten Aktien derselben Gattung erfolgen. Da die Annahmequoten, die sich bei einer Annahme im Verhältnis 
der angedienten Aktien ergeben, von den Annahmequoten abweichen können, die sich bei einer Annahme 
im Verhältnis der Beteiligung am Grundkapital ergeben würden, liegt hierin zwar grundsätzlich eine Be-
schränkung der Andienungsrechte der Aktionäre. Sie erleichtert jedoch die technische Abwicklung des 
Angebots, da die relevante Annahmequote sich bei diesem Verfahren ohne weiteres aus der Anzahl der 
(zum maßgeblichen Ankaufspreis oder einem darunter liegenden Preis) angedienten Aktien ermitteln lässt; 
für die Durchführung des Angebots ist dann insbesondere eine wertpapiermäßige Einbuchung von Andie-
nungsrechten bei allen Aktionären im Verhältnis ihrer jeweiligen Beteiligung an der Gesellschaft entbehrlich. 
Zugleich wird mit der Annahme im Verhältnis der jeweils angedienten Aktien ebenfalls ein der Gleichbe-
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handlung der Aktionäre dienendes Verfahren angewandt, so dass die Interessen der Aktionäre angemes-
sen gewahrt werden. Bei einer Überzeichnung des öffentlichen Angebots kann ferner eine bevorrechtigte 
Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie – zur Vermeidung 
rechnerischer Bruchteile von Aktien – eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen wer-
den. Diese Möglichkeiten dienen zum einen dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwer-
benden Quoten zu vermeiden, wodurch die technische Abwicklung des Angebots erleichtert wird. Die be-
vorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen kann zum anderen auch dazu genutzt werden, kleine, in der 
Regel unwirtschaftliche Restbestände und eine damit möglicherweise einhergehende faktische Benachteili-
gung von Kleinaktionären nach Möglichkeit zu vermeiden. Die Abweichungen von den sich sonst ergeben-
den Annahmequoten, die durch diese Vorgehensweise hinsichtlich der nicht bevorzugt angenommenen 
Aktienbestände verursacht werden, sind in der Regel gering, so dass auch insoweit die Interessen der Akti-
onäre angemessen gewahrt sind. 
 
Die auf Grundlage dieser oder einer vorangegangenen Ermächtigung der Hauptversammlung zum Erwerb 
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien können von der Gesellschaft 
wieder veräußert oder ohne erneuten Hauptversammlungsbeschluss eingezogen werden. Dabei soll der 
Vorstand auch ermächtigt sein, die Einziehung entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne Veränderung 
des Grundkapitals durchzuführen. In diesem Fall erhöht sich durch die Einziehung gemäß § 8 Abs. 3 AktG 
der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital. Ein Erwerb zum Zweck des Handels in eigenen Aktien ist 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 2 AktG ausgeschlossen.  
 
Die Wiederveräußerung eigener Aktien erfolgt grundsätzlich durch Verkauf über die Börse oder im Wege 
eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots. Daneben soll die Gesellschaft auch ermächtigt werden, eige-
ne Aktien, die auf Grundlage dieser oder einer vorangegangenen Ermächtigung der Hauptversammlung 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben werden bzw. wurden, in den nachfolgend genannten Fällen mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in anderer Weise zu ver-
äußern. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ist – vorbehaltlich der Prüfung im Einzelfall bei 
Ausnutzung der Ermächtigung – aus den nachfolgend erläuterten Gründen grundsätzlich sachlich gerecht-
fertigt, angemessen und im Interesse der Gesellschaft geboten:  
 
(i) Die Gesellschaft soll zunächst ermächtigt werden, eigene Aktien gegen Barzahlung in anderer Weise 

als über die Börse oder durch ein an alle Aktionäre gerichtetes Angebot zu veräußern, sofern der 
Verkaufspreis je Aktie den Börsenpreis der betreffenden Aktiengattung jeweils nicht wesentlich un-
terschreitet. Diese in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich vorgesehene 
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses (so genannter vereinfachter Bezugsrechtsausschluss) 
versetzt die Verwaltung insbesondere in die Lage, eigene Aktien zusätzlichen Aktionärsgruppen an-
zubieten und so den Aktionärskreis im Interesse der Gesellschaft zu erweitern. Ferner soll es der 
Gesellschaft dadurch ermöglicht werden, durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst 
hohen Veräußerungsbetrag und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel der Gesellschaft 
zu erreichen. Wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit kann hierbei regelmäßig ein höherer Mit-
telzufluss zugunsten der Gesellschaft erreicht werden als bei der Veräußerung einer größeren An-
zahl von Aktien über die Börse oder einem unter Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen-
den Erwerbsangebot an alle Aktionäre. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG im Falle eines Be-
zugsangebots eine Veröffentlichung des Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Be-
zugsfrist; angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch in diesem Fall ein Markt-
risiko, insbesondere das sich auf mehrere Tage erstreckende Kursänderungsrisiko, das zu Sicher-
heitsabschlägen bei der Festlegung des Veräußerungspreises und so zu nicht marktnahen Konditio-
nen führen kann. Auch kann die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Länge 
der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse reagieren. Die Veräußerung über die 
Börse erlaubt grundsätzlich zwar ebenfalls die Erzielung eines marktnahen Preises. Um zu vermei-
den, dass beim Verkauf einer größeren Anzahl von Aktien ein entsprechender Preisdruck entsteht, 
ist es jedoch auch beim börslichen Verkauf in der Regel erforderlich, den Verkauf über einen länge-
ren Zeitraum zu strecken. Ein außerbörslicher Verkauf unter Ausschluss des Bezugsrechts gibt der 
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Gesellschaft demgegenüber die Möglichkeit, kurzfristig und unabhängig von der Anzahl der zu ver-
kaufenden Aktien auf günstige Marktverhältnisse zu reagieren. Die vorgeschlagene Ermächtigung 
zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss liegt aus den genannten Gründen im Interesse der Ge-
sellschaft und ihrer Aktionäre. Sie stellt zugleich sicher, dass von ihr nur Gebrauch gemacht wird, 
wenn der anteilige Betrag am Grundkapital der Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung veräußert 
werden, insgesamt 10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt der Erteilung noch im Zeitpunkt der 
Ausnutzung der Ermächtigung überschreitet. Auf diese Volumenbeschränkung sind dabei auch alle 
sonstigen Aktien anzurechnen, die ab Wirksamwerden dieser Ermächtigung in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss ausgege-
ben oder veräußert werden. Ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung 
von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben werden bzw. 
noch ausgegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderweitiger Ermächtigung in entsprechender Anwen-
dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss ausgegeben wurden.  

 
(ii) Ferner ist vorgesehen, die Gesellschaft zu ermächtigen, eigene Aktien als Gegenleistung zum Zweck 

des Erwerbs von Sachleistungen zu übertragen. Dabei muss das Bezugsrecht der Aktionäre eben-
falls ausgeschlossen werden können, da die entsprechenden Aktien sonst nicht auf den Veräußerer 
der Sachleistung übertragen werden können. Ein Bezugsrechtsausschluss ist in diesem Fall aus fol-
genden Gründen erforderlich: Die Gesellschaft steht in vielfältigem Wettbewerb. Sie muss jederzeit 
in der Lage sein, im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu gehört 
auch die Option, Unternehmen, Teile von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zu er-
werben, sich mit anderen Unternehmen zusammenzuschließen sowie sonstige Vermögensgegen-
stände, einschließlich von Rechten und Forderungen zu erwerben. Die im Interesse der Aktionäre 
und der Gesellschaft bestmögliche Umsetzung dieser Option kann im Einzelfall darin bestehen, den 
Erwerb eines Unternehmens, eines Unternehmensteils oder einer Beteiligung an Unternehmen oder 
eines anderen Vermögensgegenstands über die Gewährung eigener Aktien der Gesellschaft durch-
zuführen. Als Gegenleistung kann die Gewährung von Aktien insbesondere zweckmäßig sein, um 
die Liquidität der Gesellschaft zu schonen oder etwaigen steuerlichen Rahmenbedingungen zu ent-
sprechen. Um in einem solchen Fall an den Veräußerer eigene Aktien der Gesellschaft als Gegen-
leistung ausgeben zu können, muss dann grundsätzlich das Bezugsrecht der Aktionäre ausge-
schlossen werden können. Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht werden soll, bestehen zur Zeit nicht. Wenn sich entsprechende Erwerbsgelegenheiten konkre-
tisieren, werden Vorstand und Aufsichtsrat sorgfältig prüfen, ob sie von der Ermächtigung zur Ge-
währung eigener Aktien Gebrauch machen sollen. Der Vorstand wird dies nur dann tun, wenn der 
Unternehmens- oder Beteiligungserwerb bzw. der Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände gegen 
Gewährung von Aktien an der Gesellschaft in ihrem wohlverstandenen Interesse liegt und der Wert 
der gewährten Aktien und der Wert der zu erwerbenden Vermögensgegenstände unter Berücksichti-
gung der insoweit bestehenden gesetzlichen Vorgaben entsprechend den Maßstäben des § 255 
Abs. 2 AktG in einem angemessenen Verhältnis stehen.  

 
(iii) Des Weiteren soll die Gesellschaft ermächtigt werden, eigene Aktien auch zur Bedienung von Wand-

lungs- und/oder Optionsrechten bzw. -pflichten zu verwenden, die mit Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen oder Wandelgenussrechten verbunden sind, die aufgrund einer entsprechenden 
Ermächtigung der Hauptversammlung von der Gesellschaft oder von ihr abhängigen oder in ihrem 
Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmen ausgegeben werden. Hierdurch wird keine eigenständige 
oder erweiterte Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen oder 
Wandelgenussrechten geschaffen. Die vorgeschlagene Beschlussfassung dient vielmehr lediglich 
dem Zweck, der Gesellschaft die Möglichkeit einzuräumen, Verpflichtungen aus Wandel- und Opti-
onsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten, die aufgrund anderweitiger Ermächtigungen 
der Hauptversammlung begründet werden, auch mit eigenen Aktien erfüllen zu können, und erhöht 
damit die Flexibilität der Gesellschaft. Soweit die Gesellschaft von dieser Möglichkeit Gebrauch 
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macht, entfällt die Notwendigkeit, zur Bedienung der Wandel- und Optionsschuldverschreibungen 
bzw. Wandelgenussrechte neue Aktien aus einem hierzu vorgesehenen bedingten Kapital auszuge-
ben, so dass die Interessen der Aktionäre durch diese Gestaltung grundsätzlich nicht berührt wer-
den. Ob die Verwendung eigener Aktien für diesen Zweck im Interesse der Gesellschaft liegt, werden 
Vorstand und Aufsichtsrat jeweils im Einzelfall prüfen. Derzeit verfügt die Gesellschaft über keine 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelgenussrechten. Die Hauptversammlung vom 2. Juni 2016 hat 
die Gesellschaft jedoch zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ermäch-
tigt. Diese Ermächtigung, von welcher die Gesellschaft bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der 
Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger keinen Gebrauch gemacht hat, läuft am 1. 
Juni 2021 aus. Sie soll durch eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen mit bedingtem Kapital ersetzt werden, die der vorliegenden Hauptversamm-
lung unter den Tagesordnungspunkten 11 und 12 zur Beschlussfassung vorgeschlagen wird. 

 
(iv) Noch eine weitere Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs-

rechts bezieht sich auf Wandel- und Optionsschuldverschreibungen bzw. Wandelgenussrechte, die 
von der Gesellschaft oder von ihr abhängigen oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehenden Unterneh-
men aufgrund einer von der Hauptversammlung gegebenenfalls anderweitig erteilten Ermächtigung 
zur Ausgabe solcher Instrumente ausgegeben werden. Die Gesellschaft soll ermächtigt werden, ei-
gene Aktien auch dazu zu verwenden, den Inhabern bzw. den Gläubigern der zugehörigen Wand-
lungs- oder Optionsrechte bzw. im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft den aus 
den Wandel- und Optionsschuldverschreibungen bzw. Wandelgenussrechten Verpflichteten ein Be-
zugsrecht auf Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- 
oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung entsprechender Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. 
Dies hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- und/oder Opti-
onsrechte bzw. -pflichten hängt außer von dem Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere vom 
Wert der Aktien der Gesellschaft ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten 
beziehen. Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibun-
gen und Genussrechte bzw. der Vermeidung eines entsprechenden Ausgabeabschlags bei der Plat-
zierung, ist es daher üblich, in die Anleihe- bzw. Genussrechtsbedingungen so genannte Verwässe-
rungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten vor einem Wertverlust ihrer Wand-
lungs- bzw. Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zugrunde liegenden Aktien schüt-
zen. Eine Ausgabe von Aktien, bei welcher die neuen Aktien den Aktionären zum Bezug angeboten 
werden, würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu einer solchen Wertverwässerung füh-
ren. Denn um das Bezugsrecht für die Aktionäre attraktiv auszugestalten und die Abnahme der neu-
en Aktien sicherzustellen, werden die neuen Aktien bei einer Bezugsrechtskapitalerhöhung (und ent-
sprechend auch bei einem etwaigen Bezugsangebot eigener Aktien) üblicherweise zu einem Ausga-
bebetrag ausgegeben, der einen Abschlag gegenüber dem aktuellen Wert bzw. Börsenkurs der be-
stehenden Aktien enthält. Dies führt dazu, dass der Gesellschaft aus der Ausgabe der Aktien weni-
ger Mittel zufließen als es einer Bewertung mit dem aktuellen Wert der bereits im Umlauf befindli-
chen Aktien entspräche und der Wert der Aktien der Gesellschaft dadurch verwässert wird. Die er-
wähnten Verwässerungsschutzbestimmungen in den Anleihe- bzw. Genussrechtsbedingungen se-
hen für diesen Fall daher grundsätzlich eine entsprechende Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Opti-
onspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer späteren Wandlung bzw. Optionsausübung die der 
Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft auszugebenden 
Aktien erhöht. Als Alternative, durch welche sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionsprei-
ses vermeiden lässt, gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmungen jedoch häufig, dass den 
Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien in 
dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- bzw. Optionspflichten zustünde. Das heißt, sie werden damit so 
gestellt, als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte bereits vor dem Be-
zugsangebot Aktionär geworden und in diesem Umfang auch bereits bezugsberechtigt. Sie werden 
für die Wertverwässerung somit – wie alle bereits bestehenden Aktionäre – durch den Wert des Be-
zugsrechts entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese Alternative der Gewährung von Verwässe-
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rungsschutz den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss. Sie 
dient daher der Gewährleistung eines größtmöglichen Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung 
bzw. Optionsausübung bzw. reduziert die Anzahl der bei einer späteren Wandlung bzw. Optionsaus-
übung auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den bestehenden Aktionären zugute, so dass darin 
zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als sol-
ches bestehen und reduziert sich lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, in welchem neben den be-
stehenden Aktionären auch den Inhabern der Options- oder Wandlungsrechte ein Bezugsrecht ein-
geräumt wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der Verwaltung die Möglichkeit, im Falle einer Be-
zugsrechtskapitalerhöhung (bzw. eines Bezugsangebots eigener Aktien) in sorgfältiger Abwägung 
der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden dargestellten Alternativen der 
Gewährung von Verwässerungsschutz wählen zu können.  

 
(v) Schließlich soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien an Personen, die in einem 

Arbeits- oder Anstellungsverhältnis zur Gesellschaft oder einem von ihr abhängigen oder in Mehr-
heitsbesitz stehenden Unternehmen stehen, sowie Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft 
und/oder Mitgliedern von Geschäftsführungen von ihr abhängigen oder in Mehrheitsbesitz stehenden 
Unternehmen oder Dritten, die diesen Personen das wirtschaftliche Eigentum und/oder die wirt-
schaftlichen Früchte aus den Aktien überlassen, als aktienbasierte Vergütung zum Erwerb anzubie-
ten, zu übertragen und/oder eine solche Übertragung zuzusagen. Die Einzelheiten der aktienbasier-
ten Vergütung werden vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festgelegt. Soweit eigene 
Aktien auf der Grundlage dieser Ermächtigung an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ausge-
geben werden, gilt diese Ermächtigung allein für den Aufsichtsrat. 

 
Für Unternehmen wie die Gesellschaft ist es heute üblich, ein attraktives, erfolgsbezogenes Vergütungspa-
ket anzubieten. Die Gesellschaft möchte sich daher die Möglichkeit offenhalten, auch aktienbasierte Vergü-
tungsbestandteile anbieten zu können. Dadurch können qualifizierte Führungskräfte und Mitarbeiter gehal-
ten bzw. gewonnen und an das Unternehmen gebunden werden. Eine solche, auch im Interesse der Ge-
sellschaft und ihrer Aktionäre liegende Vorgehensweise wird durch die Verwendung erworbener eigener 
Aktien als Vergütungsbestandteil unter Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht.  
 
Diese Ermächtigung kann von der Gesellschaft unter anderem auch zur Übertragung eigener Aktien an 
Teilnehmer des so genannten Matching Stock Programm der Gesellschaft (das „Matching Stock Pro-
gramm“) verwendet werden. Das Matching Stock Programm ist ein Beteiligungsprogramm für Mitglieder 
des Vorstands der Gesellschaft und weitere ausgewählte Mitarbeiter und Führungskräfte der Gesellschaft 
und ihrer Tochter- und Beteiligungsunternehmen. Nach den Bedingungen des Matching Stock Programm 
ist der bei Ausübung der jeweiligen Tranche ermittelte Ausübungsgewinn nach Abzug der von den Teil-
nehmern zu tragenden Steuern und Abgaben für den Kauf von Vorzugsaktien der Gesellschaft zu verwen-
den, die anschließend einer Haltefrist unterliegen. Zur Erleichterung der technischen Abwicklung dieser 
Erwerbsverpflichtung kann die Gesellschaft auf Grundlage dieser Ermächtigung insbesondere eigene Ak-
tien für Rechnung der Teilnehmer am Markt erwerben und diese anschließend an die Teilnehmer übertra-
gen.  
 
Schließlich sieht die Ermächtigung eine Obergrenze für sämtliche Bezugsrechtsauschlüsse auch unter 
Einrechnung von Bezugsrechtsauschlüssen bei eigenen Aktien vor. Danach dürfen insgesamt die auf 
Grundlage der vorstehend beschriebenen Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußer-
ten eigenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind neue und 
bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund 
einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert wer-
den. Ferner sind neue Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Opti-
onsrechten bzw. der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben werden bzw. noch ausgegeben werden können, 
soweit die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
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Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Keine Berücksichtigung findet bei dieser Obergrenze 
für Bezugsrechtsausschlüsse lediglich ein so genannter gekreuzter Bezugsrechtsausschluss bei der Aus-
gabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital, bei welchem das Bezugsrecht der Inhaber von Aktien einer 
Gattung auf Aktien der jeweils anderen Gattung ausgeschlossen wird, soweit sowohl Stammaktien als auch 
Vorzugsaktien ausgegeben werden und das Bezugsverhältnis für beide Gattungen gleich festgesetzt wird. 
Denn ein solcher gekreuzter Bezugsrechtsschluss dient lediglich der Ermöglichung eines gattungsbezoge-
nen Bezugsrechts, nicht aber dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre. Durch den so genannten 
gekreuzten Bezugsrechtsausschluss wird das gesetzliche Bezugsrecht daher in seinem Umfang nicht be-
schränkt. 
 
Vorratsbeschlüsse – wie der unter Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung vorgelegte – mit verschie-
denen Möglichkeiten zum Bezugsrechtsausschluss sind unter Berücksichtigung der jeweiligen Besonder-
heiten der einzelnen Gesellschaften national und international üblich. Bei der Entscheidung über einen 
etwaigen Ausschluss des Bezugsrechts bei der Verwendung eigener Aktien werden Vorstand und Auf-
sichtsrat jeweils im Einzelfall prüfen, ob ein solcher Ausschluss sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären angemessen ist.  
 
Der Vorstand wird der jeweils nachfolgenden Hauptversammlung über jede Ausnutzung der unter Tages-
ordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien entsprechend den gesetzlichen Vorschriften berichten. 

 
__________________________________ 

 
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 8 

 
Der Vorstand erstattet der für den 24. Juni 2020 einberufenen Hauptversammlung der Gesellschaft gemäß 
§§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO den nachfolgenden 
schriftlichen Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 8 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächti-
gung zum Einsatz von Derivaten im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG so-
wie zum Ausschluss des Bezugs- und des Andienungsrechts: 
 
Neben den in Punkt 7 der Tagesordnung vorgesehenen Möglichkeiten zum Erwerb eigener Aktien soll die 
Gesellschaft auch ermächtigt werden, eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten zu erwerben. Durch diese 
zusätzliche Handlungsalternative werden die Möglichkeiten der Gesellschaft ergänzt, um den Erwerb eige-
ner Aktien optimal strukturieren zu können. Für die Gesellschaft kann es vorteilhaft sein, Put-Optionen zu 
veräußern oder Call-Optionen zu erwerben, anstatt unmittelbar Aktien der Gesellschaft zu erwerben, oder 
Terminkaufverträge über Aktien abzuschließen, bei denen zwischen dem Abschluss des jeweiligen Kauf-
vertrags und der Lieferung der erworbenen Aktien mehr als zwei Börsentage liegen („Terminkäufe“). Put-
Optionen, Call-Optionen und Terminkäufe werden nachfolgend auch jeweils als „Derivat“ bezeichnet.  
 
Der Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten soll, wie schon die Begrenzung des Volumens die-
ser Ermächtigung auf 5 % des Grundkapitals verdeutlicht, lediglich das Instrumentarium des Aktienrück-
kaufs ergänzen. Die Laufzeit der jeweiligen Derivate darf höchstens 18 Monate betragen und muss so ge-
wählt werden, dass der Erwerb der Aktien in Ausübung der jeweiligen Derivate nicht nach dem Ablauf des 
23. Juni 2025 erfolgt. Dadurch wird sichergestellt, dass die Gesellschaft nach Auslaufen der bis zum 23. 
Juni 2025 (einschließlich) gültigen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien auch keine eigenen Aktien 
aufgrund solcher Derivate mehr erwerben kann. 
 
Bei der Veräußerung einer Put-Option gewährt die Gesellschaft dem Erwerber der Put-Option das Recht, 
auf den Inhaber lautende Stamm- und/oder Vorzugsaktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option 
festgelegten Preis (Ausübungspreis) an die Gesellschaft zu veräußern. Als Gegenleistung erhält die Ge-
sellschaft eine Optionsprämie bzw. einen entsprechenden Veräußerungspreis für die Put-Option; diese 
Optionsprämie bzw. der Veräußerungspreis für die Put-Option vergütet unter Berücksichtigung unter ande-
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rem des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilität der betreffenden Aktiengattung der 
Gesellschaft den Wert des Veräußerungsrechts, das der Erwerber mit der Put-Option erhält. Wird die Put-
Option ausgeübt, vermindert die Optionsprämie, die der Erwerber der Put-Optionen gezahlt hat, den von 
der Gesellschaft für den Erwerb der Aktien insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausübung der Put-Option 
ist für den Optionsinhaber nur dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Börsenkurs der betreffenden Aktiengat-
tung zum Zeitpunkt der Ausübung unter dem Ausübungspreis liegt, weil er dann die Aktie statt über die 
Börse zu dem höheren Ausübungspreis an die Gesellschaft veräußern kann. Aus Sicht der Gesellschaft 
bietet der Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen den Vorteil, dass der Ausübungspreis bereits bei 
Abschluss des Optionsgeschäfts festgelegt wird, während die Liquidität erst am Ausübungstag abfließt. Übt 
der Optionsinhaber die Option nicht aus, weil der Aktienkurs der betreffenden Aktiengattung am Aus-
übungstag über dem Ausübungspreis liegt, kann die Gesellschaft auf diese Weise zwar keine eigenen Ak-
tien erwerben; ihr verbleibt jedoch die vereinnahmte Optionsprämie. 
 
Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung eines Erwerbspreises für die Call-
Option bzw. einer entsprechenden Optionsprämie das Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an auf den 
Inhaber lautende Stamm- und/oder Vorzugsaktien der Gesellschaft zu einem vorher festgelegten Preis 
(Ausübungspreis) vom Veräußerer der Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Die Ausübung der Call-Option ist 
für die Gesellschaft dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Börsenkurs der betreffenden Aktiengattung der 
Gesellschaft über dem Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann statt über die Börse zu dem niedrige-
ren Ausübungspreis vom Stillhalter kaufen kann. Zusätzlich wird die Liquidität der Gesellschaft geschont, 
da erst bei Ausübung der Call-Option der festgelegte Erwerbspreis für die Aktien gezahlt werden muss. 
 
Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft Aktien von dem Terminverkäufer zu einem bestimmten, in der 
Zukunft liegenden Termin und zu dem bei Abschluss des Terminkaufs festgelegten Kaufpreis (Ankaufs-
preis). Der Abschluss von Terminkäufen kann für die Gesellschaft insbesondere sinnvoll sein, wenn sie 
einen für einen bestimmten Termin bestehenden Bedarf an eigenen Aktien zu einem im Voraus festgeleg-
ten Preisniveau sichern will. 
 
Der von der Gesellschaft zu zahlende Kaufpreis für Aktien der Gesellschaft, die unter Einsatz von Derivaten 
erworben werden, ist der in dem jeweiligen Derivat vereinbarte Ausübungs- bzw. Ankaufspreis. Der Aus-
übungs- bzw. Ankaufspreis kann höher oder niedriger sein als der Börsenkurs der betreffenden Aktiengat-
tung der Gesellschaft am Tag des Abschlusses des Derivatgeschäfts; er darf jedoch das arithmetische 
Mittel der Schlusskurse für die betreffende Aktiengattung der Gesellschaft im XETRA-Handel oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem an den letzten drei Handelstagen vor Abschluss des betreffenden Deri-
vatgeschäfts jeweils um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten 
(jeweils ohne Erwerbsnebenkosten). Wird ein Schlusskurs an einem oder mehreren der maßgeblichen 
Tage nicht festgestellt, tritt an seine Stelle jeweils der letzte bezahlte Kurs (wiederum im XETRA-Handel 
bzw. einem vergleichbaren Nachfolgesystem). Der von der Gesellschaft bei Call-Optionen oder Terminkäu-
fen für das Derivat gezahlte Erwerbspreis (bzw. die hierfür von der Gesellschaft zu zahlende Optionsprä-
mie) darf ferner nicht wesentlich über und der von der Gesellschaft vereinnahmte Veräußerungspreis für 
Put-Optionen (bzw. die hierfür von der Gesellschaft vereinnahmte Optionsprämie) darf nicht wesentlich 
unter dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 
jeweiligen Derivate liegen, bei dessen Ermittlung insbesondere der vereinbarte Ausübungspreis zu berück-
sichtigen ist. Hierdurch sowie durch die Verpflichtung, Optionen nur mit Aktien zu bedienen, die unter Wah-
rung des Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse innerhalb der Preisgrenzen erworben wurden, die 
gemäß der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unter Tagesordnungspunkt 7 auch für den börslichen 
Erwerb von Aktien durch die Gesellschaft selbst gelten, wird ausgeschlossen, dass Aktionäre beim Erwerb 
eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten wirtschaftlich benachteiligt werden. Da die Gesellschaft für das 
Derivat einen fairen Marktpreis vereinnahmt bzw. zahlt, erleiden die an den Derivatgeschäften nicht beteilig-
ten Aktionäre keinen wertmäßigen Nachteil. Das entspricht der Stellung der Aktionäre beim Aktienrückkauf 
über die Börse, bei dem nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die Gesellschaft verkaufen können. Die 
Vorgaben für die Ausgestaltung der Derivate und für die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen sicher, 
dass auch bei dieser Erwerbsform dem Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre umfassend Rech-
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nung getragen wird. Insofern ist es – auch unter Berücksichtigung des dem § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu-
grunde liegenden Rechtsgedankens – gerechtfertigt, dass den Aktionären kein Recht zustehen soll, solche 
Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen. Durch den Ausschluss des Bezugs- und des Andie-
nungsrechts wird die Gesellschaft – anders als beim Angebot zum Erwerb von Derivaten an alle Aktionäre 
bzw. beim Angebot zum Erwerb von Derivaten von allen Aktionären – in die Lage versetzt, Derivatgeschäf-
te kurzfristig und unter Ausnutzung günstiger Marktbedingungen abzuschließen. Beim Erwerb eigener Ak-
tien unter Einsatz von Derivaten oder einer Kombination von Derivaten soll Aktionären ein Recht auf Andie-
nung ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den Derivaten ihnen gegenüber zur Abnahme 
der Aktien verpflichtet ist. Anderenfalls wäre der Einsatz von Derivaten im Rahmen des Rückerwerbs eige-
ner Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar.  
 
Vorbehaltlich der bei Ausnutzung der Ermächtigung anhand der konkreten Umstände nochmals vorzuneh-
menden Prüfung hält der Vorstand die Nichtgewährung bzw. Einschränkung des Bezugs- und Andienungs-
rechts der Aktionäre beim Einsatz von Derivaten für einen Aktienrückkauf zu den vorstehend dargestellten 
Bedingungen aus den aufgezeigten Gründen für grundsätzlich sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären für angemessen. 
 
Der Vorstand wird entsprechend den gesetzlichen Vorschriften die jeweils nachfolgende Hauptversamm-
lung über die Ausnutzung der Ermächtigung unterrichten. 
 

__________________________________ 
 
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den Tagesordnungspunkten 9 und 10 
 
Der Vorstand erstattet der für den 24. Juni 2020 einberufenen Hauptversammlung der Gesellschaft gemäß 
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO den nachfolgenden schriftli-
chen Bericht zu der unter den Tagesordnungspunkten 9 und 10 der Hauptversammlung vorgeschlagenen 
Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals und die Schaffung eines 
neuen genehmigten Kapitals mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss: 
 
Mit dem Beschlussvorschlag der Verwaltung zu den Tagesordnungspunkten 9 und 10 der Hauptversamm-
lung soll das bisherige genehmigte Kapital, das am 1. Juni 2021 auslaufen würde (Genehmigtes Kapital 
2016), aufgehoben und durch ein neues genehmigtes Kapital mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss (Genehmigtes Kapital 2020) ersetzt werden. Der Gesellschaft soll hierdurch wieder ein flexibel 
nutzbares Instrument zur Verfügung gestellt werden, um bei Bedarf neues Eigenkapital aufzunehmen. 
 
Unter Tagesordnungspunkt 9 ist hierüber zunächst die Beschlussfassung der Hauptversammlung selbst 
vorgesehen, bei der nur die Stammaktionäre stimmberechtigt sind und die vorsorglich zugleich als geson-
derte Abstimmung der Stammaktionäre gemäß Art. 60 SE-VO erfolgen soll. Wegen der im Beschlussvor-
schlag unter anderem vorgesehenen Möglichkeit, neue Vorzugsaktien ohne Stimmrecht auch ohne Bezugs-
recht der Aktionäre und damit auch ohne Bezugsrecht für Inhaber bereits bestehender Vorzugsaktien aus-
zugeben, ist gemäß Art. 60 SE-VO in Verbindung mit § 141 Abs. 2 AktG zusätzlich eine gesonderte Ab-
stimmung der Vorzugsaktionäre erforderlich, die unter Tagesordnungspunkt 10 vorgesehen ist. 
 
Um zu gewährleisten, dass der Gesellschaft durchgehend ein genehmigtes Kapital zur Verfügung steht, 
erfolgt die Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2016 nach dem Beschlussvorschlag der 
Verwaltung entsprechend üblicher Praxis erst auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens des neuen Geneh-
migten Kapitals 2020 durch Eintragung der zugehörigen Satzungsänderung im Handelsregister der Gesell-
schaft. Der Vorstand wird das neue Genehmigte Kapital 2020 nach zustimmender Beschlussfassung durch 
die Hauptversammlung unverzüglich zur Eintragung im Handelsregister anmelden. Sofern es gleichwohl zu 
Verzögerungen bei der Eintragung kommt, hat die Gesellschaft jedoch die Möglichkeit, für etwa erforderli-
che Kapitalmaßnahmen bis dahin weiterhin auf das bestehende Genehmigte Kapital 2016 in seinem jewei-
ligen Bestand zurückzugreifen. 
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Mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital 2020 soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 23. Juni 2025 (einschließlich) durch Ausgabe 
neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals 
um insgesamt bis zu EUR 32.640.000,00 zu erhöhen. Dies entspricht rund 27,16 % des derzeit bestehen-
den Grundkapitals der Gesellschaft. Das Volumen des vorgeschlagenen Genehmigten Kapitals 2020 wird 
daher die gesetzliche Höchstgrenze von 50 % des Grundkapitals (§ 202 Abs. 3 Satz 1 AktG) nicht voll aus-
schöpfen. Es hat ein etwas geringeres Volumen als das bestehende Genehmigte Kapital 2016 im Volumen 
von EUR 35.840.000,00 oder rund 29,82 % des derzeit bestehenden Grundkapitals, das durch das neue 
Genehmigte Kapital 2020 ersetzt werden soll. 
 
Das derzeitige bedingte Kapital der Gesellschaft (Bedingtes Kapital 2016) hat ein Volumen von 
EUR 15.360.000,00. Dies entspricht rund 12,78 % des derzeit bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft. 
Es soll mit den Beschlussvorschlägen unter den Tagesordnungspunkten 11 und 12 der vorliegenden 
Hauptversammlung durch ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2020) mit identischem Volumen 
ersetzt werden (siehe dazu auch den Bericht zu den Tagesordnungspunkten 11 und 12). Das Gesamtvolu-
men des vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapitals 2020 und des vorgeschlagenen neuen Bedingten 
Kapitals 2020 wird sich demnach auf rund 39,94 % des derzeitigen Grundkapitals belaufen. 
 
Die Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2020 orientiert sich entsprechend üblicher Praxis an der gesetzlich 
vorgesehenen Höchstlaufzeit von fünf Jahren (§ 202 Abs. 2 Satz 1 AktG).  
 
Das beantragte neue Genehmigte Kapital 2020 erlaubt neben oder statt der Ausgabe neuer auf den Inha-
ber lautender Stammaktien auch die Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Vorzugsaktien ohne Stimm-
recht, die den bestehenden Vorzugsaktien bei der Verteilung des Gewinns und/oder des Gesellschaftsver-
mögens gleichstehen. Dabei sind allerdings die Vorgaben des § 139 Abs. 2 AktG zu beachten, wonach die 
von der Gesellschaft insgesamt ausgegebenen Vorzugsaktien ohne Stimmrecht jeweils höchstens die Hälf-
te des Grundkapitals ausmachen dürfen.  
 
Der Vorstand soll auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2020 ferner berechtigt sein, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von der gesetzlichen Grund-
regel des § 60 Abs. 2 AktG festzulegen, wonach sich der Beginn der Gewinnberechtigung neuer Aktien 
grundsätzlich nach dem Zeitpunkt der Einlageleistung richtet. Letzteres würde bei unterjähriger Aktienaus-
gabe jedoch dazu führen, dass die neuen Aktien im Jahr ihrer Ausgabe zunächst noch eine von den beste-
henden Aktien abweichende Gewinnberechtigung haben. Durch die Rückbeziehung des Beginns der Ge-
winnberechtigung auf den Beginn eines Geschäftsjahres auch bei unterjährig ausgegebenen Aktien kann 
dies vermieden werden. Insbesondere sollen die neuen Aktien dabei auch mit Gewinnberechtigung ab Be-
ginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden können, wenn im Zeitpunkt 
der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Ge-
winn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. Hierdurch kann auch bei Ausgabe neuer Aktien 
im Zeitraum zwischen Ende des Geschäftsjahres und der darauf folgenden ordentlichen Hauptversamm-
lung erreicht werden, dass die neuen Aktien von Vornherein mit derselben Gewinnberechtigung wie die 
bestehenden Aktien ausgestattet sind und hierdurch insbesondere auch von Vornherein in den Handel mit 
den bestehenden Aktien einbezogen werden können. Dies erleichtert die Platzierung der neuen Aktien. 
 
Die Ausgabe neuer Aktien kann auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2020 gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen erfolgen. Eine Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlage oder Bar- und Sacheinlage (so 
genannte gemischte Kapitalerhöhung) kommt in der Praxis vor allem beim Erwerb von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen in Betracht. Die Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlage ist allerdings nicht 
auf diese Fälle beschränkt und kann daher von der Gesellschaft bei Bedarf auch zum Erwerb sonstiger 
einlagefähiger Vermögensgegenstände unter Einschluss insbesondere auch von Rechten und Forderungen 
genutzt werden. Die Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlage ist dabei nicht notwendigerweise an einen 
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Bezugsrechtsausschluss gebunden. Dies ermöglicht es der Gesellschaft unter anderem, das Genehmigte 
Kapital 2020 gegebenenfalls für eine so genannte Aktiendividende zu verwenden, bei welcher den Aktionä-
ren angeboten wird, eine Dividende wahlweise in bar oder in Form von Aktien zu erhalten. Soweit Aktionäre 
in diesem Fall eine Dividende in Form von Aktien wählen, können ihre Dividendenforderungen als Sachein-
lage gegen Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital in die Gesellschaft eingebracht werden.  
 
Bei Ausgabe neuer Aktien in Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 steht den Aktionären grundsätz-
lich das gesetzliche Bezugsrecht zu. Um die Abwicklung zu erleichtern, kann das Bezugsrecht dabei jeweils 
ganz oder teilweise auch als mittelbares Bezugsrecht gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG ausgestaltet wer-
den. In diesem Fall werden die neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten (oder ihnen gemäß 
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen) mit der Verpflichtung übernommen, sie den Aktio-
nären entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug anzubieten. Mit dieser Ausgestaltung ist keine inhaltli-
che Beschränkung des Bezugsrechts verbunden.  
 
Das unter den Tagesordnungspunkten 9 und 10 von der Verwaltung vorgeschlagene neue Genehmigte 
Kapital 2020 sieht jedoch die Möglichkeit vor, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen Aktien in fol-
genden Fällen auch ganz oder teilweise auszuschließen: 
 
• Der Vorstand soll durch das Genehmigte Kapital 2020 ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Inhaber von Aktien einer Gattung auf Aktien der anderen Gattung aus-
zuschließen, wenn sowohl Stammaktien als auch Vorzugsaktien ausgegeben werden und das Bezugs-
verhältnis für beide Gattungen gleich festgesetzt wird (so genannter gekreuzter Bezugsrechtsaus-
schluss). Durch ein solches gattungsbezogenes Bezugsrecht wird dem Gedanken der Gleichbehand-
lung und der Funktion des Bezugsrechts, nämlich der Aufrechterhaltung der bestehenden anteiligen 
Stimm- und Vermögensrechte, Rechnung getragen. Ebenso wird erreicht, dass jeder Aktionär bei der 
Ausübung des Bezugsrechts weiterhin am Grundkapital der Gesellschaft in der gleichen Aktiengattung 
und im gleichen Verhältnis wie bisher beteiligt bleibt. Demgegenüber wird durch den gekreuzten Be-
zugsrechtsausschluss der Umfang des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre nicht beschränkt. 
Auch in diesem Fall ist ein weitergehender Bezugsrechtsauschluss nach Maßgabe der folgenden Best-
immungen zulässig. 

 
• Des Weiteren soll der Vorstand ermächtigt werden, das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

für so genannte Spitzenbeträge auszuschließen. Spitzenbeträge entstehen, wenn bei einer Kapitaler-
höhung unter Einräumung eines Bezugsrechts der Betrag, um den das Grundkapital erhöht wird, ge-
genüber dem Betrag des Grundkapitals, der auf die unter Gewährung eines Bezugsrechts ausgegebe-
nen Aktien entfällt, geeignet aufgerundet wird, um einen runden Kapitalerhöhungsbetrag zu erzielen. 
Der Betrag, um den aufgerundet wird (Rundungsbetrag), wird in diesem Fall als Spitzenbetrag be-
zeichnet und die zugehörigen, vom Bezugsrecht ausgenommenen neuen Aktien als freie Spitzen. Um 
einen runden Kapitalerhöhungsbetrag ohne eine solche Aufrundung zu erzielen, müsste – je nach An-
zahl der Bezugsrechte – ansonsten gegebenenfalls ein wenig praktikables Bezugsverhältnis (Zahl der 
alten Aktien, die für den Bezug einer neuen Aktie benötigt werden) festgelegt werden. Die Ermächti-
gung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht demgegenüber bei der Ausnut-
zung des Genehmigten Kapitals 2016 runde Kapitalerhöhungsbeträge bei gleichzeitiger Festlegung 
praktikabler Bezugsverhältnisse und erleichtert so die Durchführung der Kapitalerhöhung. Die als freie 
Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden in diesem Fall best-
möglich für die Gesellschaft verwertet. Da ein Spitzenbetrag jeweils lediglich ein Rundungsbetrag ist 
und der Spitzenbetrag damit im Verhältnis zum Gesamtbetrag der Kapitalerhöhung bzw. die Anzahl der 
freien Spitzen im Verhältnis zur Gesamtzahl der neuen Aktien gering ist, liegt im Ausschluss des Be-
zugsrechts für Spitzenbeträge allenfalls ein geringfügiger Eingriff in das Bezugsrecht der Aktionäre, der 
ihre Interessen nicht in erheblicher Weise beeinträchtigt und durch das Interesse der Gesellschaft an 
einer praktikablen Durchführung der Kapitalerhöhung grundsätzlich gerechtfertigt ist. 
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• Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen. Dies betrifft insbesondere 
Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligun-
gen an Unternehmen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen, aber auch Sacheinla-
gen zum Zwecke des Erwerbs sonstiger einlagefähiger Vermögensgegenstände einschließlich von 
Rechten und Forderungen. Die Gesellschaft steht in vielfältigem Wettbewerb und soll daher jederzeit in 
der Lage sein, an den nationalen und internationalen Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und 
flexibel zu handeln. Dazu gehört insbesondere auch die Möglichkeit, Unternehmen oder Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände zu erwerben. Als Gegenleistung kann die Ge-
währung von Aktien insbesondere zweckmäßig sein, um die Liquidität der Gesellschaft zu schonen o-
der etwaigen steuerlichen Rahmenbedingungen zu entsprechen. Um in einem solchen Fall an den 
Veräußerer Aktien der Gesellschaft ausgeben zu können, muss grundsätzlich das Bezugsrecht der Ak-
tionäre ausgeschlossen werden können. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien 
aus dem Genehmigten Kapital 2020 gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Akti-
onäre trägt diesem Bedürfnis Rechnung und versetzt die Gesellschaft in die Lage, einen entsprechen-
den Erwerb auch ohne Beanspruchung des Kapitalmarkts schnell und flexibel anbieten zu können. 
Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden soll, bestehen 
derzeit nicht. Wenn sich entsprechende Erwerbsgelegenheiten konkretisieren, werden Vorstand und 
Aufsichtsrat sorgfältig prüfen, ob sie von der Ermächtigung zum Bezugsrechtsauschluss Gebrauch ma-
chen sollen. Der Vorstand wird dies nur dann tun, wenn der Erwerb gegen Gewährung von Aktien an 
der Gesellschaft in ihrem wohlverstandenen Interesse liegt und der Wert der neuen Aktien und der 
Wert der zu erwerbenden Vermögensgegenstände unter Berücksichtigung der hier bestehenden ge-
setzlichen Vorgaben (§ 255 Abs. 2 AktG) in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. 

 
• Weiterhin soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG das 

Bezugsrecht bei Barkapitalerhöhungen ausschließen können, wenn der Ausgabebetrag der neuen Ak-
tien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien der betreffenden Gattung nicht wesentlich unterschrei-
tet und die in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien 
insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens noch im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Diese gesetzlich vorgesehene Möglichkeit 
des Bezugsrechtsausschlusses (so genannter vereinfachter Bezugsrechtsausschluss) versetzt die 
Verwaltung in die Lage, günstige Marktverhältnisse schnell und flexibel auszunutzen, um bestehenden 
Kapitalbedarf zu decken und dabei durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Mit-
telzufluss und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel der Gesellschaft zu erreichen. Die bei 
Einräumung eines Bezugsrechts erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) 
lässt eine vergleichbar kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse demgegenüber nicht zu. 
Ferner kann wegen der Volatilität der Kapitalmärkte ein marktnaher Ausgabepreis in der Regel nur 
festgesetzt werden, wenn die Gesellschaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei 
Einräumung eines Bezugsrechts muss der endgültige Bezugspreis indes spätestens drei Tage vor Ab-
lauf der Bezugsfrist bekannt gegeben werden (§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG). Es besteht hier daher ein 
höheres Marktrisiko – insbesondere das über mehrere Tage bestehende Kursänderungsrisiko – als bei 
einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für eine erfolgreiche Platzierung ist daher regelmäßig ein entspre-
chender Sicherheitsabschlag auf den aktuellen Börsenkurs erforderlich; dies führt in der Regel zu nicht 
marktnahen Konditionen und damit einem geringeren Mittelzufluss für die Gesellschaft als bei einer un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts durchgeführten Kapitalerhöhung. Auch ist bei Gewährung eines Be-
zugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der Bezugsrechte durch die Bezugsbe-
rechtigten eine vollständige Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine anschließende 
Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss liegt aus den genannten Gründen im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre. Sie stellt zugleich sicher, dass von ihr nur Gebrauch gemacht wird, wenn der 
anteilige Betrag am Grundkapital der Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung ausgegeben werden, 
insgesamt 10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt der Erteilung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung 
der Ermächtigung überschreitet. Auf diese Begrenzung sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die 
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während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung gemäß oder 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräu-
ßert werden. Ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- o-
der Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder Opti-
onsschuldverschreibungen bzw. Wandelgenussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) aus-
gegeben werden bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die Schuldverschreibungen bzw. Ge-
nussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausge-
geben wurden. Diese Anrechnung dient dem Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen Ver-
wässerung ihrer Beteiligung. Da der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenkurs der betreffenden 
Aktiengattung nicht wesentlich unterschreiten darf und die Ermächtigung zu dieser Form des Bezugs-
rechtsauschlusses nur ein beschränktes Volumen hat, sind die Interessen der Aktionäre angemessen 
gewahrt. Sie haben so grundsätzlich die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung über einen Zukauf über 
die Börse zu vergleichbaren Bedingungen aufrecht zu erhalten. Ferner wird durch die Ausgabe der 
neuen Aktien nahe am Börsenkurs der betreffenden Gattung eine nennenswerte wirtschaftliche Ver-
wässerung des Werts der bestehenden Aktien vermieden. Der Vorstand wird den Abschlag gegenüber 
dem Börsenkurs unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt so gering wie möglich 
halten. 

 
• Die letzte Ermächtigung zur Beschränkung des Bezugsrechts bezieht sich auf Wandlungs- und Opti-

onsrechte bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestattete Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen oder Wandelgenussrechte, die aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung der Haupt-
versammlung von der Gesellschaft (oder durch von ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz ste-
hende Unternehmen) ausgegeben werden. Der Vorstand soll ermächtigt werden, bei Ausgabe neuer 
Aktien auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2020 das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats auch insoweit auszuschließen, wie dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläu-
bigern solcher Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. den im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der 
Gesellschaft Verpflichteten ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 
der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustün-
de. Dies hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- und Options-
rechte bzw. der mit Wandel- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen oder Wan-
delgenussrechte hängt außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere auch vom Wert der Ak-
tien der Gesellschaft ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten beziehen. Zur 
Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der Ver-
meidung eines entsprechenden Preisabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die Anleihe- 
bzw. Optionsbedingungen so genannte Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Be-
rechtigten vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- bzw. Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässe-
rung der zugrunde liegenden Aktien schützen. Eine Ausgabe neuer Aktien mit Bezugsrecht der Aktio-
näre würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu einer solchen Wertverwässerung führen. 
Denn um das Bezugsrecht für die Aktionäre attraktiv auszugestalten und die Abnahme der neuen Ak-
tien sicherzustellen, werden die neuen Aktien bei einer Bezugsrechtskapitalerhöhung in der Regel zu 
einem Ausgabebetrag ausgegeben, der einen geeigneten Abschlag gegenüber dem aktuellen Börsen-
kurs der bestehenden Aktien enthält. Dies führt dazu, dass der Gesellschaft aus der Ausgabe der Ak-
tien weniger Mittel zufließen als es einer Bewertung mit dem aktuellen Wert der bereits im Umlauf be-
findlichen Aktien entspräche und der Wert der Aktien der Gesellschaft dadurch verwässert wird. Die 
erwähnten Verwässerungsschutzbestimmungen in den Anleihe- bzw. Optionsbedingungen sehen für 
diesen Fall regelmäßig eine entsprechende Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor mit 
der Folge, dass sich bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung bzw. Erfüllung einer Wand-
lungs- oder Optionspflicht die der Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der 
Gesellschaft auszugebenden Aktien erhöht. Als Alternative, durch welche sich die Ermäßigung des 
Wandlungs- bzw. Optionspreises vermeiden lässt, gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmun-
gen jedoch üblicherweise, dass den Inhabern bzw. Gläubigern solcher Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. solcher mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteter Wandel- oder Optionsschuldver-
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schreibungen oder Wandelgenussrechten ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien in dem Umfang einge-
räumt wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der 
Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Das heißt, sie werden damit so gestellt, als wären sie 
durch Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. durch Erfüllung etwaiger Wandlungs- oder 
Optionspflichten bereits vor dem Bezugsangebot Aktionär geworden und in diesem Umfang auch be-
reits bezugsberechtigt. Sie werden für die Wertverwässerung somit – wie alle bereits bestehenden Ak-
tionäre – durch den Wert des Bezugsrechts entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese Alternative der 
Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht er-
mäßigt werden muss. Sie dient daher der Gewährleistung eines größtmöglichen Mittelzuflusses bei ei-
ner späteren Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Op-
tionspflicht bzw. reduziert die Anzahl der in diesem Fall auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den 
bestehenden Aktionären zugute, so dass darin zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung ihres Be-
zugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert sich lediglich anteilsmäßig in 
dem Umfang, in welchem neben den bestehenden Aktionären auch den Inhabern der Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die vorliegende 
Ermächtigung gibt der Verwaltung die Möglichkeit, im Falle einer Bezugsrechtskapitalerhöhung in sorg-
fältiger Abwägung der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden dargestellten Al-
ternativen der Gewährung von Verwässerungsschutz wählen zu können.  

 
Die vorgesehenen Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss unterliegen neben den vorstehend erläu-
terten Beschränkungen einer zusätzlichen gemeinsamen Obergrenze: Insgesamt dürfen die auf Grundlage 
der vorstehenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegebenen Aktien 
nämlich 20 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss. Auf diese Begrenzung 
sind auch neue und bestehende Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf-
grund einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert 
werden. Ferner sind neue Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben werden bzw. noch ausgegeben werden können, 
soweit die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit der anderweitigen Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Keine Berücksichtigung findet bei dieser 
Obergrenze für Bezugsrechtsausschlüsse lediglich ein so genannter gekreuzter Bezugsrechtsausschluss 
bei der Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital, bei welchem das Bezugsrecht der Inhaber von 
Aktien einer Gattung auf Aktien der jeweils anderen Gattung ausgeschlossen wird, soweit sowohl Stamm-
aktien als auch Vorzugsaktien ausgegeben werden und das Bezugsverhältnis für beide Gattungen gleich 
festgesetzt wird. Denn ein solcher gekreuzter Bezugsrechtsausschluss dient lediglich der Ermöglichung 
eines gattungsbezogenen Bezugsrechts, nicht aber dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre. 
Durch den so genannten gekreuzten Bezugsrechtsausschluss wird das gesetzliche Bezugsrecht daher in 
seinem Umfang nicht beschränkt. 
 
Insbesondere sind auf die Obergrenze von 20 % des Grundkapitals für Bezugsrechtsausschlüsse damit 
auch neue Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen aus-
zugeben sind, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage der neuen Ermächtigung zur 
Ausgabe von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-
ben werden, die der vorliegenden Hauptversammlung unter den Tagesordnungspunkten 11 und 12 zur 
Beschlussfassung vorgeschlagen werden. Die letztgenannte Ermächtigung enthält auch ihrerseits eine 
Obergrenze von 20 % des Grundkapitals für die Ausgabe neuer Aktien zur Bedienung von Wandel- oder 
Optionsschuldverschreibungen, die unter Bezugsrechtsausschluss ausgegeben werden, auf welche umge-
kehrt unter anderem neue Aktien anzurechnen sind, die während der Laufzeit der Ermächtigung aus ge-
nehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Dadurch ist sichergestellt, 
dass ein Bezugsrechtsausschluss auf Grundlage des der vorliegenden Hauptversammlung jeweils zur Be-
schlussfassung vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapitals 2020 und der neuen Ermächtigung zur 
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Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen auf insgesamt 20 % des derzeit bestehen-
den Grundkapitals beschränkt bleibt. Anzurechnen sind hierauf des Weiteren auch eigene Aktien, die auf 
Grundlage der unter Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen neuen Ermächtigung 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert werden.  
 
Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des neuen Genehmigten Kapitals 2020 bestehen derzeit nicht. Der 
Vorstand wird jeweils sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist; dabei wird er insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Bezugs-
rechtsausschluss im Einzelfall sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären angemessen ist. Der 
Vorstand wird über jede Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 in der jeweils nächsten Hauptver-
sammlung berichten. 

 
__________________________________ 

 
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den Tagesordnungspunkten 11 und 12 

 
Der Vorstand erstattet der für den 24. Juni 2020 einberufenen Hauptversammlung der Gesellschaft gemäß 
§§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO den nachfolgenden schriftlichen 
Bericht zu der unter den Tagesordnungspunkten 11 und 12 der Hauptversammlung vorgeschlagenen Be-
schlussfassung über die Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und Options-
schuldverschreibungen mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss und der Schaffung eines neuen 
bedingten Kapitals: 
 
Eine angemessene Finanzausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Weiterentwicklung der Gesell-
schaft und ein erfolgreiches Auftreten am Markt. Die Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschrei-
bungen bietet attraktive Finanzierungsmöglichkeiten mit vergleichsweise niedriger Verzinsung. Ferner 
kommen der Gesellschaft die bei Ausgabe solcher Schuldverschreibungen erzielten Wandel- bzw. Options-
prämien zugute. Im Falle einer nachfolgenden Ausübung der Wandel- bzw. Optionsrechte fließt der Gesell-
schaft schließlich neues Eigenkapital zu. 
 
Die Hauptversammlung vom 2. Juni 2016 hat den Vorstand unter Tagesordnungspunkten 10 und 11 zur 
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ermächtigt (Ermächtigung 2016) und zur 
Absicherung entsprechender Wandlungs- und Optionsrechte ein bedingtes Kapital geschaffen (Bedingtes 
Kapital 2016). Diese Ermächtigung, von welcher die Gesellschaft bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung 
der Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger keinen Gebrauch gemacht hat, läuft am 1. Juni 
2021 aus. Damit die Gesellschaft auch weiterhin über eine flexible Grundlage auch zur Nutzung dieser 
Finanzierungsinstrumente verfügt, schlägt die Verwaltung der Hauptversammlung die Erteilung einer neuen 
Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (Ermäch-
tigung 2020) und die Schaffung eines bedingten Kapitals zur Bedienung der zugehörigen Wandel- bzw. 
Optionsrechte (Bedingtes Kapital 2020) zur Beschlussfassung vor, welche die bestehende Ermächtigung 
2016 ersetzen soll.  
 
Unter Tagesordnungspunkt 10 ist hierüber zunächst die Beschlussfassung der Hauptversammlung selbst 
vorgesehen, bei der nur die Stammaktionäre stimmberechtigt sind und die vorsorglich zugleich als geson-
derte Abstimmung der Stammaktionäre gemäß Art. 60 SE-VO erfolgen soll. Wegen der im Beschlussvor-
schlag unter anderem vorgesehenen Möglichkeit, neue Vorzugsaktien ohne Stimmrecht auch ohne Bezugs-
recht der Aktionäre und damit auch ohne Bezugsrecht für Inhaber bereits bestehender Vorzugsaktien aus-
zugeben, ist gemäß Art. 60 SE-VO in Verbindung mit § 141 Abs. 2 AktG zusätzlich eine gesonderte Ab-
stimmung der Vorzugsaktionäre erforderlich, die unter Tagesordnungspunkt 11 vorgesehen ist.  
 
Um zu gewährleisten, dass der Vorstand der Gesellschaft durchgehend eine Ermächtigung zur Ausgabe 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen zur Verfügung steht, erfolgt die Aufhebung der be-
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stehenden Ermächtigung 2016 – soweit von ihr bis dahin kein Gebrauch gemacht wurde – nach dem Be-
schlussvorschlag der Verwaltung erst auf den Zeitpunkt des Wirksamwerden der neuen Ermächtigung 
2020; letzterer ist an die Eintragung des gleichzeitig beschlossenen Bedingten Kapitals 2020 im Handelsre-
gister der Gesellschaft geknüpft. Der Vorstand wird das neue Bedingte Kapital 2020 nach zustimmender 
Beschlussfassung durch die Hauptversammlung unverzüglich zur Eintragung im Handelsregister anmelden. 
Sofern es gleichwohl zu Verzögerungen bei der Eintragung kommt, hat die Gesellschaft jedoch die Mög-
lichkeit, für eine etwa erforderliche Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen bis da-
hin weiterhin auf die bestehende Ermächtigung 2016 zurückzugreifen. 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung 2020 zur Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen 
ermöglicht es dem Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 23. Juni 2025 (einschließlich) ein-
malig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen (nachfolgend auch „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 350.000.000,00 mit einer befristeten oder unbefristeten Laufzeit zu begeben und den Inhabern bzw. 
Gläubigern von Schuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedin-
gungen (nachstehend „Anleihebedingungen“) Wandlungs- oder Optionsrechte zum Bezug von insgesamt 
bis zu Stück 6.000.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapi-
tals von insgesamt bis zu EUR 15.360.000,00 zu gewähren und/oder für die Gesellschaft entsprechende 
Wandlungsrechte vorzusehen. Die jeweiligen Wandlungs- oder Optionsrechte können zum Bezug von auf 
den Inhaber lautenden Stammaktien und/oder auf den Inhaber lautenden Vorzugsaktien ohne Stimmrecht, 
jeweils mit gleicher Ausstattung wie die bestehenden auf den Inhaber lautenden Stamm- bzw. Vorzugsak-
tien, berechtigen. Dabei sind jedoch die Vorgaben des § 139 Abs. 2 AktG zu beachten, wonach das Grund-
kapital höchstens zur Hälfte aus Vorzugsaktien ohne Stimmrecht bestehen darf.  
 
Die in der Ermächtigung 2020 vorgesehene Möglichkeit, bei Wandelschuldverschreibungen auch eine 
Wandlungspflicht vorzusehen, erweitert den Spielraum für die Ausgestaltung derartiger Finanzierungsin-
strumente. Darüberhinausgehend wird in der zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächtigung von 
der Möglichkeit Gebrauch gemacht, ein eigenes Recht der Gesellschaft vorzusehen, die Schuldverschrei-
bungen in Aktien der Gesellschaft umzutauschen. 
 
Die Schuldverschreibungen dürfen gegen Barleistung und/oder Sachleistung ausgegeben werden.  
 
Bei der Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen soll die Gesellschaft je nach Marktlage 
die deutschen oder internationalen Kapitalmärkte in Anspruch nehmen und die Schuldverschreibungen 
außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes ausgeben können. Die Ausgabe 
kann auch durch ein in- oder ausländisches Unternehmen erfolgen, an dem die Sixt SE unmittelbar oder 
mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist (nachfolgend auch „Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaft“); in diesem Fall soll die Gesellschaft die Garantie für die Rückzahlung der Schuldver-
schreibungen und für die Zahlung der hierauf zu entrichtenden Zinsen übernehmen und den Inhabern bzw. 
Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf Aktien der Sixt SE gewäh-
ren sowie weitere für eine erfolgreiche Begebung erforderliche Erklärungen abgeben und Handlungen vor-
nehmen können.  
 
Die Schuldverschreibungen werden jeweils in Teilschuldverschreibungen eingeteilt.  
 
Das gleichzeitig zur Beschlussfassung vorgeschlagene neue bedingte Kapital (Bedingtes Kapital 2020) 
dient der Gewährung von Aktien bei Ausübung der mit den Schuldverschreibungen verbundenen Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. bei Erfüllung etwaiger Wandlungspflichten, soweit zur Bedienung nicht 
andere Erfüllungsformen eingesetzt werden. Als solche andere Erfüllungsformen sollen die Anleihebedin-
gungen nach Wahl der Gesellschaft auch die Lieferung eigener Aktien oder anderer börsennotierter Wert-
papiere oder die Gewährung eines Barausgleichs vorsehen können. Das neue Bedingte Kapital 2020 hat – 
ebenso wie das bestehende Bedingte Kapital 2016, das hierdurch ersetzt werden soll – einen Nennbetrag 
von EUR 15.360.000,00; dies entspricht rund 12,78 % des derzeit bestehenden Grundkapitals. Das Beding-
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te Kapital 2016, welches der Absicherung von Schuldverschreibungen dient, die auf Grundlage der Er-
mächtigung 2016 ausgegeben werden, wird – soweit von der Ermächtigung 2016 bis zum Wirksamwerden 
der neuen Ermächtigung 2020 kein Gebrauch gemacht wurde – aufgehoben.  
 
Das der Hauptversammlung unter den Tagesordnungspunkten 9 und 10 zur Beschlussfassung vorgeschla-
gene neue Genehmigte Kapital 2020 entspricht rund 27,16 % des derzeit bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft. Es soll das derzeit bestehende Genehmigte Kapital 2016 im Umfang von rund 29,82 % des 
derzeit bestehenden Grundkapitals ersetzen (siehe dazu den Bericht zu den Tagesordnungspunkten 9 und 
10). Das Gesamtvolumen des vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapitals 2020 und des vorgeschlage-
nen neuen Bedingten Kapitals 2020 wird sich demnach auf rund 39,94 % des derzeitigen Grundkapitals 
belaufen. 
 
Die Ausgabe der neuen Aktien aus dem Bedingtem Kapital 2020 erfolgt zu dem Options- bzw. Wandlungs-
preis, der in den Anleihebedingungen nach den Vorgaben der erbetenen Ermächtigung zur Ausgabe von 
Schuldverschreibungen festgesetzt wird. In der Ermächtigung werden gemäß § 193 Abs. 2 Nr. 3 AktG le-
diglich die Grundlagen für die Festlegung des maßgeblichen Mindestausgabebetrags bestimmt, so dass die 
Gesellschaft umfangreiche Flexibilität bei der Festlegung des Options- bzw. Wandlungspreises erhält.  
 
Den Aktionären steht bei der Begebung von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen grundsätzlich ein 
Bezugsrecht zu (§ 221 Abs. 4 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Werden die Schuldverschreibun-
gen von einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft begeben, hat die Sixt SE die Gewährung des gesetzlichen 
Bezugsrechts für die Aktionäre sicherzustellen. Um die Abwicklung zu erleichtern, kann das Bezugsrecht 
auch ganz oder teilweise als mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG ausgestaltet 
werden. In diesem Fall werden die Schuldverschreibungen von einem oder mehreren Kreditinstituten (oder 
ihnen gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen) mit der Verpflichtung übernommen, 
sie den Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht zum Bezug anzubieten. Mit dieser Ausgestaltung ist 
keine inhaltliche Beschränkung des Bezugsrechts verbunden.  
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht jedoch die Möglichkeit vor, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 
Schuldverschreibungen in folgenden Fällen auszuschließen: 
 
• Bei der Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen gelten nach § 221 Abs. 4 Satz 2 

AktG die Bestimmungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zum sogenannten vereinfachten Bezugsrechts-
ausschluss sinngemäß. Der Vorstand soll daher ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. 
Wandlungspflicht in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, sofern 
die Schuldverschreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und der Ausgabepreis den nach 
anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldver-
schreibungen nicht wesentlich unterschreitet.  

 
Die Nutzung dieser gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses kann zweck-
mäßig sein, um günstige Marktverhältnisse kurzfristig wahrnehmen und Schuldverschreibungen schnell 
und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. Denn die bei Einräumung eines 
Bezugsrechts erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) lässt eine vergleichbar 
kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse nicht zu. Ferner können wegen der Volatilität der 
Aktienmärkte marktnahe Konditionen in der Regel nur erzielt werden, wenn die Gesellschaft hieran 
nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei Einräumung eines Bezugsrechts verlangt § 186 
Abs. 2 AktG, dass der endgültige Bezugspreis bzw. bei Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen 
die endgültigen Konditionen der Schuldverschreibungen spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugs-
frist bekannt gegeben werden. Es besteht hier daher ein höheres Marktrisiko – insbesondere das über 
mehrere Tage bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für eine 
erfolgreiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts daher regelmäßig entsprechende Si-
cherheitsabschläge bei der Festlegung der Konditionen der Schuldverschreibungen erforderlich; dies 
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führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die Gesellschaft als bei einer unter Ausschluss des 
Bezugsrechts durchgeführten Platzierung der Schuldverschreibungen. Auch ist bei Gewährung eines 
Bezugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der Bezugsrechte durch die Bezugs-
berechtigten eine vollständige Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine anschließende 
Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden.  

 
Von dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtausschluss darf allerdings nur für Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten auf Aktien Gebrauch gemacht wer-
den, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapi-
tals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Damit wird der gesetzlichen Volumenbegrenzung des vereinfachten Bezugsrechtsaus-
schlusses gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Rechnung getragen. Auf diese 10 %-Grenze sind sowohl 
neue als auch bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von der Gesellschaft ausgegeben oder veräußert werden. 
Ferner sind hierauf auch Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten oder Opti-
onspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben 
werden oder noch ausgegeben werden können, sofern die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte, 
welche ein entsprechendes Wandlungs- oder Optionsrecht oder eine Wandlungspflicht vermitteln, wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.  

 
Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss nur ein begrenztes Volumen hat und die Schuldverschreibungen in diesem Fall nicht wesent-
lich unter dem Marktwert ausgegeben werden dürfen. Ob die Ausgabe nicht wesentlich unter dem 
Marktwert erfolgt, wird ermittelt, indem der theoretische Marktwert der Schuldverschreibungen nach 
anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen errechnet und mit dem Ausgabepreis verglichen wird. 
Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen hält, kann er sich dabei der Unter-
stützung durch sachverständige Dritte bedienen, insbesondere einer die Emission begleitenden Bank 
oder einer zusätzlich hinzugezogenen Investmentbank oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Der Vor-
stand wird bei seiner Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt 
den Abschlag von dem so ermittelten theoretischen Marktwert so gering wie möglich halten. Dies stellt 
sicher, dass eine nennenswerte Verwässerung des Werts der Aktien der Gesellschaft in Folge des Be-
zugsrechtsausschlusses nicht eintritt. Die Aktionäre haben zudem die Möglichkeit, eine Verminderung 
ihrer Beteiligungsquote infolge einer späteren Ausübung von Wandlungs- und Optionsrechten, die mit 
den unter Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Schuldverschreibungen verbunden sind, durch Er-
werb von Aktien über die Börse (zu aktuellen Kursen) zu vermeiden.  

 
• Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 

Bezugsrecht auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, 
um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder Inhabern bzw. Gläu-
bigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuld- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen und/oder Wandelgenussrechten, die zuvor von der Sixt SE oder einer Mehrheitsbeteiligungs-
gesellschaft ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es 
ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder 
Optionspflicht zustehen würde. 

 
Spitzenbeträge können sich ergeben, wenn der Gesamtnennbetrag der Emission gegenüber dem 
Nennbetrag der unter Gewährung eines Bezugsrechts ausgegebenen Teilschuldverschreibungen ge-
eignet aufgerundet wird, um einen runden Emissionsbetrag zu erzielen. Der Betrag, um den aufgerun-
det wird (Rundungsbetrag), wird in diesem Fall als Spitzenbetrag bezeichnet. Um einen runden Emissi-
onsbetrag ohne eine solche Aufrundung zu erzielen, müsste – je nach Anzahl der Bezugsrechte – an-
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sonsten gegebenenfalls ein wenig praktikables Bezugsverhältnis (Zahl der Aktien, die für den Bezug 
von Teilschuldverschreibungen mit einem bestimmten Nennbetrag benötigt werden) festgelegt werden. 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht demgegenüber die 
Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen in runden Beträgen bei gleich-
zeitiger Festlegung praktikabler Bezugsverhältnisse und erleichtert so die Durchführung der Emission. 
Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Teilschuldverschreibungen werden in diesem 
Fall bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Da ein Spitzenbetrag jeweils lediglich ein Rundungsbe-
trag ist und damit im Verhältnis zum Gesamtbetrag der Emission gering ist, liegt im Ausschluss des 
Bezugsrechts für Spitzenbeträge allenfalls ein geringfügiger Eingriff in das Bezugsrecht der Aktionäre, 
der ihre Interessen nicht in erheblicher Weise beeinträchtigt und durch das Interesse der Gesellschaft 
an einer praktikablen Durchführung der Emission grundsätzlich gerechtfertigt ist.  

 
Die Ermächtigung, das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie dies erforderlich ist, um den In-
habern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder Inhabern bzw. Gläubigern von 
mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder 
Wandelgenussrechten, die zuvor von der Sixt SE oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft ausge-
geben werden, bzw. den hieraus im Falle eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichte-
ten ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustehen würde, hat folgen-
den Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- und Optionsrechte bzw. der mit 
Wandlungs- und Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen und/oder Wandelgenussrech-
ten hängt außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere auch vom Wert der Aktien der Ge-
sellschaft ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
beziehen. Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen 
und/oder Wandelgenussrechten bzw. der Vermeidung eines entsprechenden Preisabschlags bei der 
Platzierung ist es daher üblich, in die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen so genannte Verwässerungs-
schutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- oder 
Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zugrunde liegenden Aktien schützen. Die Auf-
nahme solcher Verwässerungsschutzbestimmungen in die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen ist dem-
gemäß auch in der unter den Tagesordnungspunkten 11 und 12 erbetenen Ermächtigung vorgesehen. 
Eine anschließende Ausgabe weiterer Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Wandel-
genussrechte mit Bezugsrecht der Aktionäre würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu ei-
ner solchen Wertverwässerung führen. Denn um das Bezugsrecht für die Aktionäre attraktiv auszuge-
stalten und die Abnahme sicherzustellen, werden die betreffenden Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen und/oder Wandelgenussrechte bei Einräumung eines Bezugsrechts in der Regel zu 
günstigeren Konditionen ausgegeben als es ihrem Marktwert entspräche. Dies führt zu einer entspre-
chenden Wertverwässerung der Aktien. Die erwähnten Verwässerungsschutzbestimmungen in den An-
leihe- bzw. Optionsbedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig eine Ermäßigung des Wandlungs- 
bzw. Optionspreises vor, mit der Folge, dass sich bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung 
bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht die der Gesellschaft zufließenden 
Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft auszugebenden Aktien erhöht. Als Alternative, 
durch welche sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vermeiden lässt, gestatten es 
die Verwässerungsschutzbestimmungen jedoch üblicherweise, dass den Inhabern bzw. Gläubigern der 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ein Bezugsrecht auf nachfol-
gend ausgegebene Wandel- und Optionsschuldverschreibungen und/oder Wandelgenussrechte in dem 
Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer eigenen Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Das heißt, sie werden damit so 
gestellt, als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. durch Erfüllung etwai-
ger Wandlungs- oder Optionspflichten bereits vor dem Bezugsangebot Aktionär geworden und in die-
sem Umfang auch bereits bezugsberechtigt. Sie werden für die Wertverwässerung somit – wie alle be-
reits bestehenden Aktionäre – durch den Wert des Bezugsrechts entschädigt. Für die Gesellschaft hat 
diese zweite Alternative der Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der Wandlungs- 
bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss. Sie dient daher der Gewährleistung eines größtmögli-
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chen Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung 
einer etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. reduziert die Anzahl der in diesem Fall auszuge-
benden Aktien. Dies kommt auch den bestehenden Aktionären zugute, so dass darin zugleich ein Aus-
gleich für die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und 
reduziert sich lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, in welchem neben den bestehenden Aktionären 
auch den Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten 
ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen und/oder Wandelgenussrechten ein Bezugsrecht einge-
räumt wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der Verwaltung die Möglichkeit, im Falle einer Bezugs-
rechtsemission in sorgfältiger Abwägung der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwischen 
beiden dargestellten Alternativen der Gewährung von Verwässerungsschutz wählen zu können. 

 
• Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre auszuschließen, soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen ausgegeben wer-
den. Dies eröffnet der Gesellschaft die Möglichkeit, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen, im Rahmen von Unterneh-
menszusammenschlüssen und/oder zum Zwecke des Erwerbs sonstiger Vermögensgegenstände ein-
schließlich Rechten und Forderungen die Ausgabe von Schuldverschreibungen einzusetzen. Eine sol-
che flexible und schnelle Handlungsmöglichkeit verschafft der Gesellschaft einen Vorteil im Wettbewerb 
um interessante Akquisitionsobjekte. Zugleich bietet diese Möglichkeit der Gesellschaft auch eine liqui-
ditätsschonende Finanzierungsmöglichkeit für künftige Akquisitionen. Auch im Hinblick auf die Optimie-
rung der Finanzierungsstruktur der Gesellschaft stellt die Möglichkeit der Ausgabe von Schuldver-
schreibungen gegen Sacheinlage einen Vorteil dar. So könnte die Gesellschaft etwa von ihr oder von 
einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft zuvor ausgegebene Finanzierungsinstrumente gegen Ausgabe 
neuer Schuldverschreibungen zurückerwerben und dadurch die Finanzierung der Gesellschaft neu 
strukturieren. Um in einem solchen Fall an die Inhaber der betreffenden Vermögensgegenstände neue 
Schuldverschreibungen ausgeben zu können, muss grundsätzlich das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
geschlossen werden können. Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht werden soll, bestehen zur Zeit nicht. Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird und wird dies nur dann tun, wenn dies unter Ab-
wägung aller Gesichtspunkte im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. 
Der Vorstand wird dabei insbesondere auch sicherstellen, dass der Wert der Sachleistung in einem an-
gemessenen Verhältnis zu dem nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten the-
oretischen Marktwert der Schuldverschreibungen steht. Dadurch wird sichergesellt, dass es zu keiner 
wesentlichen wirtschaftlichen Verwässerung des Werts der bestehenden Aktien kommt. 

 
Die Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss unterliegen neben den vorstehend erläuterten Be-
schränkungen einer zusätzlichen gemeinsamen Obergrenze: Eine Ausgabe von Schuldverschreibungen 
unter Ausschluss des Bezugsrechts darf nach der unter den Tagesordnungspunkten 11 und 12 vorgeschla-
genen Ermächtigung nämlich nur erfolgen, wenn auf die neuen Aktien, die aufgrund solcher Schuldver-
schreibungen auszugeben sind, ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 20 % 
des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind neue und bestehende Aktien der Gesellschaft 
anzurechnen, die von der Gesellschaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage einer 
anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert 
werden. Ferner sind neue Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die zur Bedienung weiterer Wandel- oder 
Optionsschuldverschreibungen oder von Wandelgenussrechten ausgegeben werden oder noch auszuge-
ben sind, soweit die betreffenden Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen bzw. Wandelgenussrechte 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage einer anderweitigen Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Keine Berücksichtigung findet bei dieser Obergrenze für 
Bezugsrechtsausschlüsse lediglich ein so genannter gekreuzter Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe 
neuer Aktien aus genehmigtem Kapital, bei welchem das Bezugsrecht der Inhaber von Aktien einer Gattung 
auf Aktien der jeweils anderen Gattung ausgeschlossen wird, soweit sowohl Stammaktien als auch Vor-
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zugsaktien ausgegeben werden und das Bezugsverhältnis für beide Gattungen gleich festgesetzt wird. 
Denn ein solcher gekreuzter Bezugsrechtsausschluss dient lediglich der Ermöglichung eines gattungsbe-
zogenen Bezugsrechts, nicht aber dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre. Durch den so genann-
ten gekreuzten Bezugsrechtsausschluss wird das gesetzliche Bezugsrecht daher in seinem Umfang nicht 
beschränkt. 
 
Insbesondere sind auf diese Obergrenze von 20 % des Grundkapitals für Bezugsrechtsausschlüsse damit 
neue Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage des neuen Ge-
nehmigten Kapitals 2020 der Gesellschaft unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, das 
der vorliegenden Hauptversammlung unter den Tagesordnungspunkten 9 und 10 zur Beschlussfassung 
vorgeschlagen wird. Das neue Genehmigte Kapital 2020 enthält auch seinerseits eine Obergrenze von 20 
% des Grundkapitals für die Ausgabe neuer Aktien unter Bezugsrechtsausschluss, auf welche umgekehrt 
unter anderem neue Aktien anzurechnen sind, die während der Laufzeit des neuen Genehmigten Kapitals 
2020 auf Grundlage von unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen bzw. Wandelgenussrechten ausgegeben werden. Dadurch ist sichergestellt, dass ein Be-
zugsrechtsausschluss auf Grundlage des zur Beschlussfassung vorgeschlagenen neuen Genehmigten 
Kapitals 2020 und auf Grundlage der zur Beschlussfassung vorgeschlagenen neuen Ermächtigung zur 
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen wiederum auf insgesamt 20 % des derzeit 
bestehenden Grundkapitals beschränkt bleibt. Anzurechnen sind hierauf insbesondere auch eigene Aktien, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage der unter Tagesordnungspunkt 7 der vorlie-
genden Hauptversammlung zur Beschlussfassung vorgeschlagenen neuen Ermächtigung zum Erwerb und 
der Verwendung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss ausgegeben oder veräußert werden.  
 
Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird jeweils sorgfältig prüfen, ob die Aus-
nutzung dieser Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. Dabei wird er insbeson-
dere auch prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im Einzelfall sachlich gerechtfertigt und 
gegenüber den Aktionären angemessen ist. Der Vorstand wird über jede Ausnutzung der Ermächtigung in 
der jeweils nächsten Hauptversammlung berichten. 

 
__________________________________ 

 
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zum Erwerb eigener Aktien und zur Verwendung 
eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 

 
Der Vorstand erstattet der für den 24. Juni 2020 einberufenen Hauptversammlung der Gesellschaft den 
nachfolgenden schriftlichen Bericht zum Erwerb eigener Aktien und zur Verwendung eigener Aktien unter 
Ausschluss des Bezugsrechts für den Zeitraum seit der letztjährigen Hauptversammlung am 4. Juni 2019 
bis zur Hauptversammlung am 24. Juni 2020. 
 
Die Gesellschaft hat im vorstehenden Berichtszeitraum das folgende Aktienrückkaufprogramm durchgeführt 
(das „Rückkaufprogramm“): 
 
Das Rückkaufprogramm wurde von der Gesellschaft am 2. März 2020 angekündigt und im Zeitraum vom 5. 
März 2020 bis einschließlich 11. März 2020 ausgeführt.  
 
Im Rahmen des Rückkaufprogramms wurden von der Gesellschaft über die Börse insgesamt 57.890 Stück 
eigene auf den Inhaber lautende Vorzugsaktien erworben. Der Erwerb erfolgte ausschließlich zum Zweck 
der Erfüllung von Verpflichtungen der Gesellschaft auf Zuteilung von Aktien an Mitarbeiter und Angehörige 
der Geschäftsleitungsorgane der Gesellschaft und mit der Gesellschaft verbundener Unternehmen aus dem 
so genannten Matching Stock Programm der Sixt SE (das „Matching Stock Programm“), einem Beteili-
gungsprogramm für Mitglieder des Vorstands und ausgewählte Mitarbeiter und Führungskräfte der Sixt SE-
Gruppe.  



--  4422  --  
  

  

 
Auf die erworbenen Aktien entfiel ein anteiliger Betrag des Grundkapitals der Gesellschaft von insgesamt 
EUR 148.198,40. Dies entspricht rund 0,12 % des Grundkapitals und der Gesamtzahl von Aktien der Ge-
sellschaft sowie rund 0,35 % des auf die Vorzugsaktien entfallenden Grundkapitals der Gesellschaft und 
der Gesamtzahl der Vorzugsaktien der Gesellschaft. 
 
Der für den Erwerb der Aktien gezahlte Kaufpreis ohne Erwerbsnebenkosten betrug insgesamt 
EUR 2.772.482,24. Dies entspricht einem durchschnittlichen Kaufpreis von rund EUR 47,89 je Aktie. 
 
Der Aktienerwerb im Rahmen des Rückkaufprogramms erfolgte dabei auf Grundlage der von der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft am 2. Juni 2016 unter Tagesordnungspunkt 6 erteilten Ermächtigung gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien (die „Ermächtigung 2016“). 
 
Sämtliche im Rahmen des Rückkaufprogramms erworbenen Vorzugsaktien wurden anschließend auf 
Grundlage der Ermächtigung 2016 unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur Bedienung von 
Aktienoptionen verwendet, die von der Gesellschaft im Jahr 2015 unter dem Matching Stock Programm 
ausgegeben wurden.  
 
Nach den Bedingungen des Matching Stock Programms ist der bei Ausübung der jeweiligen Tranche ermit-
telte Ausübungsgewinn nach Abzug der von den Teilnehmern zu tragenden Steuern und Abgaben (der 
„Netto-Ausübungsgewinn“) für den Kauf von Vorzugsaktien der Gesellschaft zu verwenden. Entspre-
chend diesen Bedingungen wurde der Netto-Ausübungsgewinn aus den im Jahr 2015 ausgegebenen Akti-
enoptionen von der Gesellschaft zum Erwerb von Vorzugsaktien im Rahmen des Rückkaufprogramms 
verwendet; sämtliche erworbenen Vorzugsaktien wurden sodann auf ein zugunsten der jeweiligen Teilneh-
mer geführtes Depot übertragen. Nach Ablauf eines Jahres, beginnend ab dem Tag der Ausübung der 
Aktienoptionen, können die Teilnehmer frei über die jeweiligen Vorzugsaktien verfügen (Sperrfrist). 
 
Die Gesellschaft hält demgemäß zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Einberufung der Hauptversamm-
lung im Bundesanzeiger keine eigenen Aktien. 
 
Die Verwendung eigener Vorzugsaktien zur Bedienung des Matching Stock Programms der Gesellschaft 
erfolgte somit in Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen im Rahmen dieses Programms. Eine entsprechen-
de Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur 
Bedienung von Verpflichtungen aus Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen ist Bestandteil der Ermächtigung 
2016.  
 
Für ein Unternehmen wie die Sixt SE ist es wesentlich, ein attraktives, erfolgsbezogenes Vergütungspaket 
anbieten zu können, damit qualifizierte Führungskräfte und Mitarbeiter gehalten bzw. gewonnen und an das 
Unternehmen gebunden werden können. Das Matching Stock Programm wurde zu diesem Zweck als Be-
standteil einer leistungsgerechten und angemessenen Vergütung aufgelegt und liegt daher, ebenso wie 
seine vertragsgemäße Durchführung, im Interesse der Gesellschaft. Die Verwendung eigener Aktien zur 
Erfüllung der im Rahmen dieses Mitarbeiterbeteiligungsprogramms eingegangenen vertraglichen Verpflich-
tungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre war daher sachlich gerechtfertigt, angemessen 
und im Interesse der Gesellschaft geboten. 
 

*    *    * 
 
Weitere eigene Aktien wurden in dem eingangs genannten Berichtszeitraum seit der letztjährigen Haupt-
versammlung von der Gesellschaft nicht erworben oder verwendet. 

 
__________________________________ 
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Unterlagen zur Tagesordnung 
 

Ab Einberufung der Hauptversammlung werden auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://ir.sixt.com 
unter der Rubrik „Hauptversammlung“ insbesondere folgende Unterlagen zugänglich gemacht:  
 
- die Hauptversammlungseinladung; 
 
- der festgestellte Jahresabschluss und der gebilligte Konzernabschluss, der Bericht über die Lage des 

Konzerns und der Sixt SE einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben gemäß §§ 289a Abs. 1, 
315a Abs. 1 HGB sowie der Bericht des Aufsichtsrats der Sixt SE jeweils für das Geschäftsjahr 2019;  

 
- der Gewinnverwendungsvorschlag des Vorstands (als Bestandteil der Hauptversammlungseinladung); 
 
- der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß §§ 71 Abs. 1 

Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO (als Bestandteil der Hauptver-
sammlungseinladung); 

 
- der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 8 gemäß §§ 71 Abs. 1 

Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO (als Bestandteil der Hauptver-
sammlungseinladung); 

 
- der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den Tagesordnungspunkten 9 und 10 gemäß 

§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO (als Bestandteil der 
Hauptversammlungseinladung);  

 
- der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den Tagesordnungspunkten 11 und 12 ge-

mäß §§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit Art. 9 SE-VO (als Bestandteil der 
Hauptversammlungseinladung); sowie 

 
- der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zum Erwerb eigener Aktien und zur Verwendung 

eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts (als Bestandteil der Hauptversammlungseinla-
dung). 
 

Sämtliche vorgenannten Unterlagen werden auch während der Hauptversammlung selbst über die oben 
genannte Internetadresse zugänglich sein. Sie können von den Aktionären ferner ab Einberufung der 
Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der Gesellschaft (Zugspitzstraße 1, 82049 Pullach) während 
der üblichen Geschäftszeiten eingesehen werden. Auf Verlangen werden die vorgenannten Unterlagen 
Aktionären der Gesellschaft auch kostenfrei zugesandt. Bestellungen bitten wir ausschließlich zu richten an:  
 
Sixt SE 
– Investor Relations – 
Zugspitzstraße 1 
82049 Pullach 
Fax: +49 (0) 89 / 7 44 44-8 5104 
E-Mail: hv@sixt.com 
 
 
Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Haupt-
versammlung im Bundesanzeiger EUR 120.174.996,48 und ist eingeteilt in insgesamt 46.943.358 Stückak-
tien, bestehend aus 30.367.112 Stammaktien (davon zwei auf den Namen lautende und 30.367.110 auf 
den Inhaber lautende Stammaktien) und 16.576.246 auf den Inhaber lautende Vorzugsaktien ohne Stimm-
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recht. Vorzugsaktien gewähren außer in den gesetzlich bestimmten Fällen kein Stimmrecht. Soweit ein 
Stimmrecht besteht, gewährt jede Stamm- bzw. Vorzugsaktie in der Hauptversammlung eine Stimme.  
 
Bei den gesonderten Abstimmungen der Vorzugsaktionäre (Tagesordnungspunkte 10 und 12) sind nur die 
Vorzugsaktien stimmberechtigt. Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversamm-
lung im Bundesanzeiger beträgt die Gesamtzahl der Stimmrechte aus Vorzugsaktien 16.576.246.  
 
Bei den Abstimmungen zu allen anderen Punkten der vorliegenden Tagesordnung sind nur die Stammak-
tien stimmberechtigt. Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im 
Bundesanzeiger beträgt die Gesamtzahl der Stimmrechte aus Stammaktien 30.367.112.  
 
Aus unmittelbar oder mittelbar gehaltenen eigenen Aktien steht der Gesellschaft gemäß § 71b AktG kein 
Stimmrecht zu. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptver-
sammlung im Bundesanzeiger keine eigenen Aktien. 
 
 
Virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 
 
Vor dem Hintergrund der Ausbreitung des sogenannten SARS-Cov-2-Virus (COVID-19-Pandemie) hat der 
Vorstand der Sixt SE aus Gründen des vorbeugenden Gesundheitsschutzes und mit Rücksicht auf voraus-
sichtlich fortdauernde behördliche Beschränkungen für die Durchführung von Präsenzveranstaltungen mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft auf Grund-
lage von Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insol-
venz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020 (COVID-19-Gesetz) in diesem Jahr ausnahmsweise 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abzu-
halten.  
 
Die Hauptversammlung findet in den Räumen der TMT Film- und TV-Produktions-Service GmbH, Kistler-
hofstraße 70, Gebäude 75, 81379 München, als Ort der Hauptversammlung im Sinne des Gesetzes statt. 
 

Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten an der Hauptversammlung ist 

jedoch – mit Ausnahme lediglich der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter – wegen 

der Abhaltung der Hauptversammlung als virtueller Hauptversammlung ausgeschlossen.  

 
Entsprechend den Vorgaben des COVID-19-Gesetzes für eine virtuelle Hauptversammlung gilt stattdessen 
Folgendes: 
 
− Die Hauptversammlung wird für Aktionäre und ihre Bevollmächtigten im Internet über einen passwort-

geschützten Online-Service in voller Länge live in Ton und Bild übertragen. 
 

− Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen Kommunikati-
on (Briefwahl) oder durch Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
ausüben. 
 

− Den Aktionären und ihren Bevollmächtigten wird eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt. 
 

− Aktionären, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, bzw. ihren Bevollmächtigten wird in Abweichung von 
§ 245 Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine 
Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung im Wege der elektroni-
schen Kommunikation eingeräumt. 

 
Wegen der näheren Einzelheiten wird auf die nachstehenden Erläuterungen verwiesen.  
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Da die Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung auf der Grundlage des 

COVID-19-Gesetzes zu Modifikationen beim Ablauf der Versammlung sowie der Ausübung der Akti-

onärsrechte führt, bitten wir die Aktionäre in diesem Jahr um besondere Beachtung der nachste-

henden Hinweise zur Anmeldung zur Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts sowie zu 

weiteren Aktionärsrechten. 

 
 
Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts 
 
Aktionäre, die an der virtuellen Hauptversammlung teilnehmen oder das Stimmrecht ausüben wollen, müs-
sen sich vor der Hauptversammlung anmelden. Die Anmeldung bedarf der Textform und muss in deutscher 
oder englischer Sprache erfolgen.  
 
Soweit Aktionäre auf den Inhaber lautende Stamm- oder Vorzugsaktien halten, müssen sie ferner die Be-
rechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung nachweisen. Als Nachweis der Berechti-
gung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung (und damit zugleich zur Ausübung des Stimm-
rechts, soweit die Aktien stimmberechtigt sind) ist ein in Textform erstellter Nachweis des Aktienbesitzes 
durch das depotführende Institut erforderlich und ausreichend. Der Nachweis muss in deutscher oder eng-
lischer Sprache abgefasst sein und hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung 
(Nachweisstichtag/Record Date), d.h. auf Mittwoch, den 3. Juni 2020, 00:00 Uhr (MESZ), zu beziehen.  
 
Für die Inhaber der auf den Namen lautenden Stammaktien ist hinsichtlich dieser Aktien – neben der auch 
hier notwendigen Anmeldung zur Hauptversammlung – ein gesonderter Nachweis der Berechtigung zur 
Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stimmrechts nicht erforderlich. Im 
Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär im Falle von Namensaktien jedoch nur, wer als solcher im Ak-
tienregister eingetragen ist (Art. 5 SE-VO i.V.m. § 67 Abs. 2 Satz 1 AktG). Die Inhaber der auf den Namen 
lautenden Stammaktien sind daher hinsichtlich dieser Namensaktien auch bei ordnungsgemäßer Anmel-
dung nur teilnahme- und stimmberechtigt, wenn sie hierfür als Aktionär im Aktienregister eingetragen sind.  
 
Die Anmeldung und, soweit Aktionäre auf den Inhaber lautende Stamm- oder Vorzugsaktien halten, der 
zusätzlich erforderliche Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung 
müssen der Sixt SE bis spätestens Mittwoch, den 17. Juni 2020, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Ad-
resse zugehen 
 
Sixt SE  
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 
 
Nach Erfüllung der vorstehenden Teilnahmevoraussetzungen werden den teilnahmeberechtigten Aktionä-
ren bzw. ihren Bevollmächtigten Stimmrechtskarten zur Ausübung der Rechte in Bezug auf die virtuelle 
Hauptversammlung übersandt. Die Stimmrechtskarten enthalten auch die persönlichen Zugangsdaten, die 
für die Nutzung des passwortgeschützten Online-Services für die Hauptversammlung (HV-Portal) benötigt 
werden. Um den rechtzeitigen Erhalt der Stimmrechtskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, früh-
zeitig für die Übersendung der Anmeldung und, soweit Aktionäre auf den Inhaber lautende Stamm- oder 
Vorzugsaktien halten, des gesonderten Nachweises des Anteilsbesitzes an die Anmeldestelle unter der 
vorgenannten Adresse Sorge zu tragen.  
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Bedeutung des Nachweisstichtags 
 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt hinsichtlich der auf den Inhaber lautenden Stamm- und Vorzugsaktien für 
die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den im 
vorstehenden Abschnitt genannten Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung zur Teil-
nahme an der virtuellen Hauptversammlung und der Umfang des Stimmrechts (soweit die Aktien stimmbe-
rechtigt sind) richten sich bei Inhaberaktien somit ausschließlich nach dem Aktienbesitz zu dem dort ge-
nannten Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag oder der Anmeldung zur Hauptversammlung ist 
keine Sperre für die Veräußerung von Aktien verbunden. Aktionäre können über ihre Aktien daher auch am 
und nach dem Nachweisstichtag sowie nach erfolgter Anmeldung zur Hauptversammlung frei verfügen. 
Solche Verfügungen haben bei den auf den Inhaber lautenden Stamm- und Vorzugsaktien jedoch keine 
Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und den Umfang 
des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für einen Erwerb oder Hinzuerwerb von auf den Inhaber lautenden 
Stamm- oder Vorzugsaktien, der am oder nach dem Nachweisstichtag erfolgt. Personen, die erst am oder 
nach dem Nachweisstichtag auf den Inhaber lautende Stamm- oder Vorzugsaktien der Gesellschaft erwer-
ben, sind hinsichtlich dieser Aktien daher hinsichtlich der virtuellen Hauptversammlung aus eigenem Recht 
weder teilnahme- noch stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenbe-
rechtigung.  
 
 
Stimmabgabe durch Briefwahl 
 
Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können ihre Stimmen im Wege elektronischer Kommunikation abge-
ben, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen (Briefwahl). Auch in diesem Fall müssen die oben ge-
nannten Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts erfüllt werden.  
 
Briefwahlstimmen (sowie ggf. deren Änderung oder Widerruf) können der Gesellschaft ausschließlich über 
das passwortgeschützte HV-Portal unter der Internetadresse 
 

http://ir.sixt.com in der Rubrik „Hauptversammlung“ 
 
übermittelt werden und müssen der Gesellschaft hierüber bis spätestens zum Beginn der Abstimmung in 
der virtuellen Hauptversammlung am Mittwoch, den 24. Juni 2020, zugehen. Die persönlichen Zugangsda-
ten für das HV-Portal werden ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten zu-
sammen mit ihrer Stimmrechtskarte unaufgefordert übersandt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass andere Kommunikationswege für die Briefwahl nicht zur Verfügung ste-
hen, insbesondere keine Übersendung der Briefwahlstimme per Post.  
 
 
Verfahren für die Stimmabgabe durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter  
 
Zur Ausübung des Stimmrechts im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung bietet die Gesellschaft ihren 
Aktionären und ihren Bevollmächtigten ferner die Möglichkeit, von der Gesellschaft benannte, weisungsge-
bundene Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Auch in diesem Fall müssen von den Aktionären die 
weiter oben genannten Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts erfüllt werden. 
 
Den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern müssen in der Vollmacht verbindliche Weisun-
gen für die Stimmrechtsausübung erteilt werden; sie sind verpflichtet, gemäß den ihnen erteilten Weisun-
gen abzustimmen. Die Vertretung durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter ist auf die 
weisungsgebundene Ausübung des Stimmrechts bei der Abstimmung zu den Punkten der Tagesordnung 
beschränkt; Weisungen zur Ausübung sonstiger Aktionärsrechte, insbesondere zur Stellung von Anträgen 



--  4477  --  
  

  

oder Fragen oder zur Einlegung von Widersprüchen, nehmen die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter nicht entgegen. Die Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter bedarf der Textform.  
 
Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter (sowie ggf. eine 
Änderung und der Widerruf erteilter Vollmachten und Weisungen) müssen der Gesellschaft wie folgt zuge-
hen:  
 
− entweder, bis spätestens Dienstag, den 23. Juni 2020, 18:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse, an 

welche insbesondere auch eine elektronische Übermittlung per E-Mail erfolgen kann:  
 

Sixt SE 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 
 

− oder, bis spätestens zum Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am Mittwoch, 
den 24. Juni 2020, über das passwortgeschützte HV-Portal unter: 

 
http://ir.sixt.com in der Rubrik „Hauptversammlung“ 

 
Die persönlichen Zugangsdaten für das HV-Portal sowie ein Formular zur Vollmachts- und Weisungsertei-
lung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden den ordnungsgemäß angemelde-
ten Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten zusammen mit der Stimmrechtskarte unaufgefordert übersandt.  
 
 
Verfahren für die Stimmabgabe durch sonstige Bevollmächtigte 
 
Aktionäre haben ferner die Möglichkeit, einen sonstigen Bevollmächtigten, auch ein Kreditinstitut oder einen 
sonstigen Intermediär oder eine Vereinigung von Aktionären, zu beauftragen, für sie das Stimmrecht (und 
ggf. sonstige hauptversammlungsbezogene Rechte) auszuüben. Auch in diesem Fall müssen die weiter 
oben genannten Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Aus-
übung des Stimmrechts erfüllt werden. 
 
Da eine physische Teilnahme solcher Bevollmächtigter aufgrund der Abhaltung der Hauptversammlung als 
virtuelle Hauptversammlung nach dem COVID-19-Gesetz nicht möglich ist, können diese Bevollmächtigten 
das Stimmrecht in der Hauptversammlung auch ihrerseits nur im Wege der elektronischen Kommunikation 
per Briefwahl oder (Unter-)Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
ausüben. Die Rechtsausübung durch einen Bevollmächtigten im Wege der elektronischen Kommunikation 
über das passwortgeschützte HV-Portal setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom Vollmachtgeber die mit 
der Stimmrechtskarte versendeten persönlichen Zugangsdaten erhält.  
 
Auf die Vollmacht finden in Ermangelung einer abweichenden Satzungsbestimmung die gesetzlichen Vor-
schriften Anwendung. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen daher der Textform, wenn weder ein Kreditinstitut oder ein sonstiger 
Intermediär, noch eine Vereinigung von Aktionären, ein Stimmrechtsberater oder eine sonstige, einem 
Intermediär gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person oder Personenvereinigung bevollmächtigt 
wird.  
 
Bei der Bevollmächtigung eines Kreditinstituts oder eines sonstigen Intermediärs, einer Vereinigung von 
Aktionären, eines Stimmrechtsberaters oder einer sonstigen, einem Intermediär gemäß § 135 Abs. 8 AktG 
gleichgestellten Person oder Personenvereinigung gelten die besonderen gesetzlichen Vorschriften des 
§ 135 AktG, die u.a. verlangen, dass die Vollmacht nachprüfbar festzuhalten ist. Das allgemeine gesetzli-
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che Textformerfordernis findet bei diesen Vollmachtsempfängern demgegenüber nach überwiegender Auf-
fassung keine Anwendung. Die betreffenden Vollmachtsempfänger setzen jedoch unter Umständen eigene 
Formerfordernisse fest; Einzelheiten sind ggf. bei dem jeweiligen Vollmachtsempfänger zu erfragen.  
 
Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen 
zurückweisen.  
 
Vollmachtsformulare, die zur Vollmachtserteilung verwendet werden können, werden teilnahmeberechtigten 
Aktionären zusammen mit der Stimmrechtskarte zur Hauptversammlung übersandt.  
 
Die Erteilung und der Widerruf der Vollmacht können sowohl durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft 
als auch durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden erfolgen. Für die Erteilung und den Wi-
derruf der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft sowie die Übermittlung des Nachweises 
einer gegenüber dem Bevollmächtigten erklärten Vollmacht bzw. deren Widerruf steht nachfolgend genann-
te Adresse zur Verfügung, an welche insbesondere auch eine elektronische Übermittlung per E-Mail erfol-
gen kann: 
 
Sixt SE 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 
 
Eine durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erteilte Vollmacht bzw. deren Widerruf sowie die Über-
mittlung des Nachweises einer gegenüber dem Bevollmächtigten erklärten Vollmacht bzw. deren Widerruf 
müssen der Gesellschaft unter der vorgenannten Adresse bis spätestens Dienstag, den 23. Juni 2020, 
18:00 Uhr (MESZ) zugehen. 
 
 
Recht der Aktionäre auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG in Verbindung mit 
Art. 56 Satz 2 und 3 SE-VO und § 50 Abs. 2 SEAG 
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder einen anteiligen Betrag am Grundkapital 
der Sixt SE von EUR 500.000,00 (dies entspricht 195.313 Stückaktien) erreichen, können verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand der 
Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich 
oder in der elektronischen Form des § 126a BGB (d.h. mit qualifizierter elektronischer Signatur) an den 
Vorstand der Sixt SE zu richten und muss der Gesellschaft bis spätestens Sonntag, den 24. Mai 2020, 
24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Es wird darum gebeten, entsprechende Verlangen an folgende Anschrift zu 
richten:  
 
Sixt SE 
– Vorstand – 
Zugspitzstraße 1 
82049 Pullach 
E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur): hv@sixt.com 
 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberu-
fung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens in gleicher Weise wie die Ein-
berufung bekannt gemacht. 
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Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 
 
Jeder Aktionär hat das Recht, der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder 
Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Vorschläge zu einer in der Tagesordnung 
vorgesehenen Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern zu übermitteln. Gegenanträge 
sowie Wahlvorschläge können der Gesellschaft vor der Hauptversammlung an folgende Adresse übermit-
telt werden: 
 
Sixt SE 
– Investor Relations – 
Zugspitzstraße 1 
82049 Pullach 
Fax: +49 (0) 89 / 7 44 44-8 5104 
E-Mail: hv@sixt.com 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesellschaft bis spätestens Dienstag, den 9. Juni 2020, 24:00 
Uhr (MESZ), unter der vorstehenden Adresse zugehen, werden einschließlich des Namens des Aktionärs 
und einer etwaigen Begründung sowie eventueller Stellungnahmen der Verwaltung unverzüglich auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter http://ir.sixt.com unter der Rubrik „Hauptversammlung“ zugänglich ge-
macht. Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich gemacht. Fer-
ner kann die Gesellschaft auch noch unter bestimmten weiteren, in den §§ 126 bzw. 127 AktG näher gere-
gelten Voraussetzungen von einer Zugänglichmachung ganz oder teilweise absehen oder Gegenanträge 
bzw. Wahlvorschläge und deren Begründungen zusammenfassen. 
 
Die Gesellschaft wird fristgerecht unter der vorstehenden Adresse zugegangene, gemäß §§ 126 bzw. 127 
AktG zugänglich zumachende Gegenanträge und Wahlvorschläge von teilnahmeberechtigten Aktionären so 
behandeln, als seien sie in der Hauptversammlung mündlich gestellt worden. Dies gilt entsprechend für 
Anträge zu Tagesordnungspunkten, die aufgrund eines Ergänzungsantrags von Aktionären gemäß § 122 
Abs. 2 AktG durch gesonderte Bekanntmachung nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden.  
 
 
Fragemöglichkeit der Aktionäre nach Art. 2 § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz; Auskunftsrecht nach § 131 
Abs. 1 AktG  
 
Gemäß Art. 2 § 1 Abs. 2 des COVID-19-Gesetzes ist Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elekt-
ronischen Kommunikation einzuräumen. Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, 
dass Aktionäre, welche die weiter oben genannten Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts erfüllt haben, bzw. ihre Bevollmächtigten Fragen 
wie folgt einreichen können: 
 
Die Fragen sind der Gesellschaft über das passwortgeschützte HV-Portal unter 
 

http://ir.sixt.com in der Rubrik „Hauptversammlung“ 
 
zu übermitteln und müssen der Gesellschaft hierüber bis spätestens Montag, den 22. Juni 2020, 24:00 Uhr 
(MESZ), zugehen. Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. Die 
persönlichen Zugangsdaten für das HV-Portal werden ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären bzw. 
ihren Bevollmächtigten zusammen mit ihrer Stimmrechtskarte unaufgefordert übersandt. 
 
Ein Auskunftsrecht ist mit der Möglichkeit, Fragen einzureichen, abweichend von § 131 Abs. 1 AktG nicht 
verbunden. Der Vorstand entscheidet gemäß Art. 2 § 1 Abs. 2 des COVID-19-Gesetzes vielmehr nach 
pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet. Er kann dabei insbesondere im Inte-
resse eines zeitlich angemessenen Rahmens der virtuellen Hauptversammlung Fragen zusammenfassen 
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und im Interesse der anderen Aktionäre unter den eingereichten Fragen eine sinnvolle Auswahl treffen. 
Weiter kann der Vorstand Aktionärsvereinigungen, die eine Vielzahl von Aktionären vertreten, bei der Be-
antwortung von Fragen bevorzugen. Es werden ausschließlich Fragen in deutscher Sprache berücksichtigt. 
Der Vorstand behält sich vor, wiederholt auftretende Fragen in allgemeiner Form vorab auf der Internetseite 
der Gesellschaft zu beantworten. 
 
 

Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 
 
Aktionäre, die ihr Stimmrecht in der virtuellen Hauptversammlung ausgeübt haben, bzw. ihre Bevollmäch-
tigten haben die Möglichkeit, über das passwortgeschützte HV-Portal unter  
 

http://ir.sixt.com in der Rubrik „Hauptversammlung“ 
 
gegen Beschlüsse der Hauptversammlung Widerspruch zur Niederschrift gemäß § 245 Nr. 1 AktG zu 
erklären. Die Erklärung ist über das passwortgeschützte HV-Portal von Beginn der Hauptversammlung 
bis zu deren Ende möglich.  

 
 
Übertragung der Hauptversammlung im Internet 
 
Aktionäre, welche die weiter oben genannten Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Haupt-
versammlung und die Ausübung des Stimmrechts erfüllt haben, bzw. ihre Bevollmächtigten können die 
gesamte virtuelle Hauptversammlung über das passwortgeschützte HV-Portal unter  
 

http://ir.sixt.com in der Rubrik „Hauptversammlung“ 
 
im Internet in Ton und Bild live verfolgen. Die persönlichen Zugangsdaten für das HV-Portal werden ord-
nungsgemäß angemeldeten Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten zusammen mit ihrer Stimmrechts-
karte unaufgefordert übersandt. 
 
Die vorstehend beschriebene Übertragung der Hauptversammlung ermöglicht keine Online-Teilnahme 
der Aktionäre an der Hauptversammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG.  
 
 
Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft 
 
Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2 AktG in Verbindung mit 
Art. 56 Satz 2 und 3 SE-VO und § 50 Abs. 2 SEAG, §§ 126 Abs. 1, 127 AktG und § 131 Abs. 1 AktG in 
Verbindung mit Art. 2 § 1 Abs. 2 des COVID-19-Gesetzes sowie die Einberufung der Hauptversammlung 
und die weiteren Informationen nach § 124a AktG werden auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
http://ir.sixt.com unter der Rubrik „Hauptversammlung“ zugänglich gemacht.  
 
Dort werden sämtliche der Hauptversammlung gesetzlich zugänglich zu machende Unterlagen auch wäh-
rend der virtuellen Hauptversammlung selbst zugänglich sein. 
 
Ferner werden unter dieser Internetadresse nach der Hauptversammlung auch die Abstimmungsergebnisse 
veröffentlicht. 
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Weitere Informationen zur Briefwahl sowie zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter sowie zur Vollmachtserteilung an sonstige Bevollmächtigte ergeben 
sich aus der Stimmrechtskarte und den ihr beigefügten Hinweisen, die teilnahmeberechtigten Aktionären 
bzw. ihren Bevollmächtigten nach Erfüllung der Teilnahmevoraussetzungen übersandt werden, und sind 
ferner auch über das passwortgeschützte HV-Portal über die folgende Internetseite der Gesellschaft ver-
fügbar: 

 
http://ir.sixt.com in der Rubrik „Hauptversammlung“ 
 

*    *    * 
 
Die Einberufung der Hauptversammlung wurde solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen 
davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union verbrei-
ten. 
 
Pullach, im Mai 2020 
 
Sixt SE 
 
Der Vorstand 
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*    *    * 
 
Informationen zum Datenschutz für Aktionäre und Aktionärsvertreter im Zusammenhang mit der 
(virtuellen) Hauptversammlung 
 
Die Sixt SE verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der geltenden Datenschutzbestimmungen, 
um den Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen sowie 
sonstigen rechtlichen Erfordernissen nachzukommen, denen sie im Zusammenhang mit der Hauptver-
sammlung unterliegt. Verantwortliche Stelle im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-Grundverordnung 
(„DS-GVO”) ist die  
 

Sixt SE 
Zugspitzstraße 1 
82049 Pullach 
 

Die Sixt SE wird durch den Vorstand, bestehend aus den Herren Erich Sixt (Vorsitzender), Jörg Bremer, 
Detlev Pätsch, Alexander Sixt und Konstantin Sixt, vertreten.  
 
Den Datenschutzbeauftragten der Sixt SE erreichen Sie per Post unter der vorstehend genannten Adresse 
oder per E-Mail unter: 
 

datenschutz@sixt.com 
 
Verarbeitet werden als personenbezogene Daten des jeweiligen Aktionärs insbesondere Name und Vor-
name, Wohnort, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Weisungen an Stimmrechtsvertre-
ter, Besitzart der Aktien, Nummer der Stimmrechtskarte und vom jeweiligen Aktionär gestellte Fragen so-
wie gegebenenfalls Name, Vorname und Anschrift des vom jeweiligen Aktionär benannten Aktionärsvertre-
ters. Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären insbesondere im Rahmen der An-
meldung zur Hauptversammlung angegeben wurden, übermittelt auch die depotführende Bank deren per-
sonenbezogene Daten an die Sixt SE bzw. an von der Sixt SE beauftragte externe Dienstleister.  
 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist für die Erfüllung der rechtlichen Verpflichtungen der 
Sixt SE im Zusammenhang mit der Hauptversammlung erforderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 
ist Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DS-GVO. 
 
Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange es zur Erfüllung der rechtlichen Verpflichtun-
gen der Sixt SE erforderlich ist, und anschließend gelöscht. Für die im Zusammenhang mit Hauptversamm-
lungen erfassten Daten beträgt die Speicherdauer regelmäßig bis zu drei Jahre, es sei denn, die längere 
Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, Entscheidungen oder rechtli-
chen Verfahren im Zusammenhang mit der Hauptversammlung oder aus anderen Gründen erforderlich. 
 
Zum Zwecke der Ausrichtung und Abwicklung der Hauptversammlung beauftragt die Sixt SE externe 
Dienstleister (insbesondere im Rahmen der Anmeldung zur Hauptversammlung und deren Durchführung). 
Diese Dienstleister erhalten von der Sixt SE nur solche personenbezogenen Daten, welche für die Ausfüh-
rung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach Wei-
sung der Sixt SE. Im Übrigen werden personenbezogene Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
Dritten, insbesondere den Aktionären und Aktionärsvertretern, im Zusammenhang mit der Hauptversamm-
lung zur Verfügung gestellt, namentlich über das Teilnehmerverzeichnis (§ 129 AktG), im Rahmen der 
Bekanntmachung von Aktionärsverlangen auf Ergänzung der Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG) sowie 
von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären (§§ 126, 127 AktG) und im Zusammenhang mit 
der Beantwortung von Aktionärsfragen.  
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In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten können die Aktionäre und Aktionärsvertreter von 
der Sixt SE bei Bestehen der entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen Auskunft gemäß Art. 15 
DS-GVO, Berichtigung gemäß Art. 16 DS-GVO, Löschung gemäß Art. 17 DS-GVO sowie Einschränkung 
der Verarbeitung gemäß Art. 18 DS-GVO verlangen; ferner besteht unter den entsprechenden gesetzlichen 
Voraussetzungen ein Recht auf Datenübertragbarkeit gemäß Art. 20 DS-GVO und ein Recht auf Wider-
spruch gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art. 21 DS-GVO. Diese Rechte können 
die Aktionäre und Aktionärsvertreter gegenüber der Sixt SE unentgeltlich über die in diesem Abschnitt 
genannten Kontaktdaten geltend machen. 
 
Zudem steht den Aktionären und Aktionärsvertretern ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-
Aufsichtsbehörden nach Art. 77 DS-GVO zu.  
 
 

*    *    * 
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